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EPA
Die EU versucht mit Freihandelsabkommen 
neue Märkte in Afrika, Amerika und Asien 
zu erschließen. Es geht um Absatz, partner-
schaftliche Handelsbeziehungen sind nicht 
gewollt. Seite 12/13

Milch
Zufriedene Milchbauern demonstrieren 
kämpferischen Geist. Auf der AbL-Mitglie-
derversammlung wird über Milchquoten, 
Preise und leere Interventionsläger disku-
tiert. Seite 7

Ökolandbau
In einem veränderten Biomarkt drohen 
gewachsene Handelsbeziehungen und 
 soziale Standards auf der Strecke zu bleiben. 
Eine Positionsbestimmung tut Not.
Seite 3
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Es kommt uns bekannt vor. Schon wieder, wie bereits bei den letzten Re-
formen, greift die EU-Kommission die gesellschaftliche Kritik an der 

Verteilung der Direktzahlungen auf und schlägt vor, sie zu staffeln: über 
100.000 Euro je Betrieb minus 10 %, über 200.000 Euro um 25 % und alles 
über 300.000 Euro um 45 %. Wenn man das mit der ebenfalls vorgeschla-
genen Erhöhung der Modulation von fünf auf 13 % zusammen nimmt, ist 
das nah dran am AbL-Vorschlag, auch wenn wir schon unter 100.000 Euro 
je Betrieb mit der Staffelung ansetzen wollen. Die Kommissarin zeigt sich 
offen dafür, die Berücksichtigung des Faktors Arbeit zur Feinjustierung der 
Staffelung aufzunehmen, wie es auch der Berichterstatter des Europäischen 
Parlaments Lutz Goepel fordert. Diese Maßnahmen sind notwendig, um die 
Finanzierung der Agrarpolitik auch zukünftig sicherzustellen. Dafür müssen 
sie aber auch durchgesetzt werden.
Wie bei den vergangenen Anläufen kommt der größte Widerstand wieder aus 
Deutschland. Hier gibt es eben die meisten Empfänger großer Beträge, die 
einen großen Teil ihrer Direktzahlungen abgeben sollen, wenn sie hohe EU-
Zahlungen bekommen, aber wenig Lohnkosten nachweisen können. Dass es 

bislang keine Staffelung gibt, 
hat mit deren Widerstand zu 
tun. 3.700 Betriebe wären in 
Deutschland betroffen, das 
sind ein Prozent der deutschen 
Betriebe; darunter so manche, 

die umgerechnet bis zu 120.000 Euro je Arbeitskraft kassieren, 
jährlich und legal, auch wenn in der Öffentlichkeit nur die 
anderen Betriebe präsentiert werden, um wieder Stimmung 
gegen jegliche Staffelung zu machen.
Der Bauernverband lehnt jede Umverteilung ab, da bleibt er 

sich treu. Dabei tun die Verbandsvertreter so, als könne alles weiterlaufen 
wie bisher. Das ist aber nicht die Alternative. Wenn es uns nicht gelingt, die 
Direktzahlungen rechtzeitig umzuwidmen, gehen große Teile des Etats für 
die Landwirtschaft und den ländlichen Raum insgesamt verloren. Jüngstes 
Beispiel sind die Milliarden, die aus dem Agraretat für das Weltraumpro-
gramm Galileo ohne große Aufregung abgezweigt wurden, weil es uns nicht 
gelungen ist, sie frühzeitig für die ländliche Entwicklung umzuwidmen. 
Bei den Direktzahlungen kommt noch etwas hinzu: Wenn wir den Einstieg 
in eine gestaffelte Umschichtung nicht schaffen, dann wird linear gekürzt. 
Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundeslandwirtschaftsminister schlägt eine 
solche lineare Kürzung der Direktzahlungen für alle Betriebe um ein Drittel 
bis 2013 vor. Aber eine lineare Kürzung trifft unterschiedlich hart. Wer heute 
umgerechnet je Arbeitskraft 120.000 Euro bekommt, dem bleiben dann im-
mer noch 80.000 Euro je AK und Jahr. Bäuerliche Betriebe, die schon jetzt 
nur ein Zehntel davon erhalten, sind dann mit dem Kopf unter Wasser. Es 
ist geradezu das Ziel der linearen Kürzung, den Strukturwandel zu beschleu-
nigen. Angesichts der stark gestiegenen Getreidepreise findet die Forderung 
der Wissenschaftler in der Öffentlichkeit viel Sympathie. Die Gefahr einer 
linearen Kürzung ist daher groß. Auch größere arbeitsintensive Milchvieh- 
und Veredlungsbetiebe, die die gestiegenen Getreidepreise auf der Kostenseite 
spüren, würden stark getroffen. 
Natürlich verlieren bei der Staffelung einige Betriebe Geld. Dieses Geld bleibt 
aber in den Mitgliedstaaten und Bundesländern und wird dort allen Betrieben 
für Maßnahmen der zweiten Säule zur Verfügung gestellt. Deutschland ver-
liert also nicht, sondern gewinnt, vor allem in den Regionen, wo arbeitsplatz- 
und wertschöpfungsstiftende Projekte in den Betrieben und Dörfern am drin-
gendsten erforderlich sind.
Damit das gelingt, muss zunächst verhindert werden, dass die zweite Säule 
zum Reparaturbetrieb für eine verkehrte Politik in der ersten Säule – etwa bei 
der Milch – degradiert wird. Statt dessen muss die Politik für die Ländliche 
Entwicklung gestärkt und mit Leben gefüllt werden, damit sie für die Men-
schen und Betriebe auf dem Land die Innovationskraft entwickeln kann, die 
für eine nachhaltige ländliche Wirtschaftsentwicklung sorgt. 
Die europäischen Steuerzahler geben das Geld nicht, damit sich einige damit 
bereichern. Das Bereichern ist aber nicht den Inhabern der rationalisierten 
Betriebe anzulasten, sondern der Politik, die sich bisher gegen deren Wider-
stände nicht durchsetzen wollte. Wenn sich diesmal die AbL und ihre Bünd-
nispartner durchsetzen, ist mir um die gesellschaftliche Akzeptanz des Agrar-
etats im EU-Haushalt nicht Bange. In diesem Sinne: Einen guten Rutsch! 

Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf
AbL-Bundesvorsitzender

Neuer Staffel-Lauf
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Früher war im Ökolandbau alles bes-
ser und einfacher. Da standen die 

Personen im Vordergrund: der Bauer, 
der Verarbeiter, der Kunde mit seiner 
aufrichtigen Überzeugung, seinen Wer-
ten, seiner Glaubwürdigkeit. Es war ein 
überschaubarer Markt, man kannte 
sich, schätzte sich, die soziale Kontrolle 
funktionierte ähnlich gut oder schlecht 
wie in der Dorfgemeinschaft. Die Welt 
war klar aufgeteilt in gut und böse. 
Ob wirklich alles so idealistisch war, 
sei dahingestellt, Tatsache ist: Die Situ-
ation hat sich geändert. Lebensmittel-
skandale, gesellschaftliches Umdenken, 
eine grüne Ministerin – die Nische, in 
der der Ökolandbau lange Zeit hockte, 
wurde in den vergangenen Jahren im-
mer größer. Die Entwicklung wurde 
gekennzeichnet mit dem Begriff der 
„Konventionalisierung des Ökoland-
baus“. Agrarökonomen fassen unter 
diesem Schlagwort drei Trends zusam-
men: erstens die „Entideologisierung“, 
weg vom „Betrieb als Organismus“ hin 
zur „umweltverträglichen Produktions-
technik“, die einem größeren Personen-
kreis, Bauern- wie auch Kunden,  Zu-
gang zum Ökolandbau ermöglicht. 
Zweitens die „Professionalisierung“, 
das heißt die Optimierung von Be-
triebsabläufen, um die arbeits- und/
oder betriebswirtschaftliche Situation 
zu verbessern, aber auch um den sich 
gleichzeitig verändernden Ansprüchen 
der Öko-Kundschaft hinsichtlich der 
Produktqualitäten nachzukommen. 
Drittens die „Differenzierung“, die die 
Spezialisierung von Bauern und ande-
ren Akteuren auf dem Biomarkt be-
schreibt und versucht, durch Richtlinien 
und Kontrollsysteme das alte „Sicher-
heit durch Vertrauen“ zu ersetzen.

Welche Werte?
Spätestens seit sich mit dem Einstieg 
der Discounter die Mehrheit des kon-
ventionellen Lebensmitteleinzelhandels 
auf dem inzwischen lukrativen Bio-
markt tummelt, sind die Spielregeln 
andere geworden. Die Nachfrage nach 
großen, qualitativ und quantitativ 
gleichförmigen Produktmengen zu 
niedrigstmöglichen Preisen ist extrem 
gestiegen. Damit stehen die Bauern und 
die Verbände, in denen sie sich organi-
siert haben (natürlich auch die Verar-
beiter und der klassische Naturkost-
handel), vor ganz neuen Herausforde-
rungen. Auf die Spitze getrieben lautet 
der auszutragende Konflikt: Opfere ich 
(zumindest ein Stück weit) bestehende, 
etablierte, regionale Strukturen für eine 
zentralistische Kontrolle von großen 

Warenströmen in einer Hand? Beson-
ders für Bioland, den Verband, der 
seine politische Einflussnahme in den 
vergangenen Jahren immer weiter aus-
gebaut hat, steht so eine Debatte an. 
Wie kein anderer Verband ist Bioland 
durch seine Mitgliederstruktur von re-
gionalen Beziehungen zwischen Bau-
ern/Erzeugergemeinschaften, Verarbei-
tern und dem Handel geprägt. Nun 
geht es auch darum, welche Werte mit 
der „Marke“ Bioland zukünftig in Ver-
bindung gebracht werden: Sind es reine 
Qualitätssicherungs- und Management-
systeme, also Bio auf höherem Niveau, 
oder sind es auch die traditionellen 
Werte, wie der Erhalt lokaler Wert-
schöpfungsketten und ein anderer – so-
zialerer – Umgang miteinander? Es ist 
eine Wertedebatte, die für die Positi-
onsbestimmung innerhalb der Szene 
unerlässlich ist, aber natürlich auch 
nach außen wirkt. Zählt man auch das 
konventionelle Neuland-Programm zur 
Szene alternativer Märkte, so kann 
man sehen, dass hier diese Debatte (in 
Form der Diskussionen um Bestands-
obergrenzen) lange schon geführt wird. 
Das liegt mit daran, dass Neuland mit  
Trägerverbänden – wie dem Deutschen 
Tierschutzbund –, die ihre Werte sehr 
vehement nach vorne stellen, weniger 
Gefahr läuft, nur nach ökonomischen 
Kriterien zu entscheiden.
„Diesen ideologischen Ballast muss Bi-
oland nicht mit sich rumschleppen“, 
überspitzt es ein Bauer. Die Biover-
bände sind in den letzten Jahren per-
manent mit der Frage des Wachsen 
müssens, sollens, wollens um welchen 
Preis auch immer konfrontiert worden. 
Damit einher geht die Frage der Markt-
macht und der politischen Einfluss-
nahme. Schon immer fand zwischen 
den Verbänden eine Konkurrenz um 
Mitglieder und öffentliche Wahrneh-
mung statt. Demeter, Bioland und Na-
turland liegen mit Abstand vorne. Mit 
individuellen Vermarktungsstrategien 
versuchen die Verbände, eigene Räume 
im Markt zu besetzen. Dabei haben 
sich längst ausgefeilte Vermarktungs-
strukturen bei allen großen Verbänden 
etabliert. Über Vermarktungsgesell-
schaften wird die Ware zu großen Par-
tien zusammengeführt, um den Ein-
kaufsgewohnheiten von Großabneh-
mern mit konventionellen Strukturen 
zu genügen.
Für regional gewachsene Erzeuger-Ver-
arbeiter-Strukturen wird der Platz zum 
Agieren immer enger. Das geht soweit, 
dass man sich sogar verbandsintern ge-
genseitig Konkurrenz macht. Da ver-

sucht schon mal die zentrale Vermark-
tungsorganisation von Bioland, regio-
nalen Erzeugergemeinschaften vor Ort 
die Lieferanten für Schweine oder Ge-
treide abspenstig zu machen. 

Bio und fair
Gar nicht passen will in dieses Bild der 
wieder neu entdeckte Aspekt der Fair-
ness. Eigentlich gehörte er immer zu 
den Grundfesten des Ökolandbau, war 
aber zwischenzeitlich etwas in Verges-
senheit geraten.  Fairness betrifft zum 
einen den Umgang mit den Marktpart-
nern, sei es in der Preisgestaltung (siehe 
das Fair-Milch Projekt der Upländer 
Molkerei oder bei Lamsbräu) oder in 

rei für faire Preise der Milchbauern 
geworben und trotz des höheren Preises 
deutliche Umsatzsteigerungen erzielt. 
In England scheint es fast allgegenwär-
tig, dass Produkte nicht nur Bio, son-
dern auch noch „home grown“, „fair 
trade“ oder irgendwie anders zusätzlich 
gelabelt sind. Sicherlich wird das zu-
sätzliche Qualitätsmerkmal auch 
manchmal schlicht als Marketingins-
trument benutzt. „Bio mit Gesicht“  
heißt das z. B. bei Naturland. Im Inter-
net kann man den Bauern, dessen Pro-
dukt man gekauft hat, anschauen. 
Wirkliche Nähe ist das nicht, aber es 
führt das Produkt aus der Anonymität 
der Konkurrenz. Es befriedigt den 

Wie will der Ökolandbau die Welt verbessern?
Positionsbestimmung in einem gewachsenen, veränderten Biomarkt 

der Frage „Gehe ich (als Bauer und 
Verarbeiter) auf längerfristigere, für 
beide Seiten planbare Lieferbezie-
hungen zu durchschnittlichen, aber län-
gerfristig stabilen Preisen ein?“. Die 
Alternative ist die Jagd nach dem 
schnellen Euro immer da, wo er sich 
mir gerade bietet.
Durch die Globalisierung und die Ano-
nymisierung der Märkte sowie die ge-
sellschaftlichen Entwicklungen gibt es 
mittlerweile ein Interesse, wenn nicht 
gar einen Wunsch großer Teile der Be-
völkerung nach zusätzlichen Qualitäts-
merkmalen. Durch die Kampagne „Fair 
feels good“ im vergangenen Jahr 
konnte der Absatz von fair gehandelten 
– meist konventionellen – Produkten 
aus dem Ausland bei uns verdoppelt 
werden. Offenbar wurde mit der Kam-
pagne ein Nerv in der Bevölkerung ge-
troffen. In Deutschland hat die Uplän-
der Bauernmolkerei als erste Biomolke-

Wunsch der Kunden nach einer Ge-
schichte zum Produkt. Bio allein scheint 
als Qualitätsmerkmal oft nicht mehr zu 
genügen. Sicherlich tragen viele Im-
porte von EU-Bio und Bioware aus al-
ler Welt beim Verbraucher nicht gerade 
zu einer Vertrauenssteigerung bei. Der 
Ersatz des von Renate Künast einge-
führten nationalen Bio-Siegels durch 
das EU-Biosiegel im Jahr 2009 wird 
nochmals Standards und wohl auch die 
Wertschätzung durch die Kunden sen-
ken. Auch hier müssen und wollen sich 
die Bioverbände mit ihren strengeren 
Richtlinien und den dazugehörigen Sie-
geln/Marken positionieren. Zusätzliche 
Qualitätskriterien anbieten zu können, 
kann dabei durchaus interessant sein. 
Schön und eben auch den Kunden ge-
genüber ehrlich wäre, wenn sie nicht 
nur reine Marketingstrategie, sondern 
tatsächlich noch oder wieder Teil der 
eigenen Philosophie sind. cs
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Backhaus abgewählt
Mecklenburg-Vorpommerns Agrarminister Till Backhaus ist beim 
Hamburger SPD-Parteitag bei beiden Wahlgängen in den Parteivor-
stand durchgefallen. Er erhielt statt der notwenigen 250 Stimmen 
von insgesamt 498 nur 103 bzw. 82 Stimmen und damit das zweit-
schlechteste Ergebnis überhaupt. pm

„FNL“: nun BASF statt BAYER 
Die „Fördergemeinschaft Nachhaltige Landwirtschaft“ wird im 
wesentlichen von Unternehmen und Verbänden des Agribusiness 
getragen. Sie soll Agrarchemie, Agrarindustrie und Agrar-Gentech-
nik ein umweltfreundlicheres Make-up geben, zum Beispiel beim 
„Erlebnisbauernhof“ bei der Grünen Woche. Ausdruck dessen ist 
die Besetzung der Geschäftsführung, die bisher Dr. Jürgen Fröhlich 
(ehemaliger Manager der BAYER AG) inne hatte. Ihm folgt jetzt Dr. 
Gibfried Schenk, zuletzt verantwortlich für das Pflanzenschutzge-
schäft der BASF AG in Mittel- und Südosteuropa. Eigentlich eine 
folgerichtige Besetzung dieses Postens. Schade nur, dass Bauernver-
bandsfunktionäre wie Gerd Sonnleitner als FNL-Präsident dieser 
Chemie-Lobby-Organisation einen landwirtschaftlichen Anstrich 
verleihen und ihr sogar wesentliche Teile der „Eigendarstellung“ 
der deutschen Landwirtschaft überlässt … en

Erkennen Sie es wieder?
Diesmal im Ganzen. So hätte es beim letzten Mal auf den Seiten 
12/13 aussehen sollen. Die Redaktion
Illustration entnommen aus Much „Kraut & Rüben“

WTO: Nichts als Zahlen 
Die Unterhändler der Welthandelsorganisation runzeln nur noch 
die Stirn. Sie schaffen keinen Kompromiss, um die laufende Runde 
in absehbarer Zeit zum Abschluss zu bringen. Die Stimmung in der 
Genfer WTO-Zentrale wird zusehends schlechter. Erstmals platzten 
die so genannten Schwellenländer, allen voran Brasilien, Indien und 
Südafrika, mit der Neuigkeit heraus, ein einseitiges Zugeständnis 
der Industrieländer zu fordern. Das soll heißen, die Industrieländer 
öffnen ihre Märkte für Agrarprodukte und senken ihre Agrarsub-
ventionen. Die Entwicklungsländer wollen im Gegenzug aber nicht 
ihre Märkte für Industriegüter und Dienstleistungen öffnen müs-
sen. Das war bisher der Deal. Landwirtschaft gegen Industrieer-
zeugnisse. Für die Entwicklungsländer hätte das erhebliche Folgen. 
Denn ohne Schutz würden sie kaum in der Lage sein, ihre Industrie-
märkte im eigenen Land weiter zu entwickeln. Aber wenn die Ent-
wicklungsländer nicht wollen, dann wollen die Industrieländer auch 
nicht. Denn sie öffnen ihre Agrarmärkte nur, wenn sie dafür Indus-
triemärkte bekommen. Die einseitige Ausrichtung der WTO-Ver-
handlungen auf die Senkung der Zölle für Industrie- und Agrargü-
ter und die Kürzung der Agrarsubventionen fordert offensichtlich 
zu viele Verlierer. Kürzungsbänder und Zollsenkungsformeln rei-
chen eben nicht aus, um den Welthandel zu gestalten. Vielmehr 
müssen endlich auch gesellschaftliche Kriterien wie Arbeit, Umwelt- 
und Naturschutz, Ernährungssicherheit, Internationale Verantwor-
tung und vieles mehr in die Verhandlungen aufgenommen werden. 
Dann klappt es auch. be
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Die ostdeutschen Bauernverbände ma-
chen mobil gegen den Vorschlag der 

EU-Kommission, die Direktzahlungen grö-
ßenabhängig zu staffeln. Das Geld, was 
dadurch bei Betrieben mit mehr als 
100.000 Euro Direktzahlungen im Jahr 
gekürzt würde, soll laut Vorschlag der 
Kommission im jeweiligen Land für ge-
zielte landwirtschaftliche Programme zur 
Verfügung gestellt werden. Diese Staffe-
lung ist Bestandteil des Dokuments, das 
die Kommission Ende November zum 
„Gesundheitscheck“ (Health Check) der 
EU-Agrarpolitik vorgelegt hat.
Den Medien werden nun große ostdeut-
sche Betriebe vorgestellt, die bei der Um-
schichtung verlieren würden. Dabei wer-
den mit Vorliebe milchviehhaltende Be-
triebe ausgesucht mit vielen Arbeitskräf-
ten, um dann auf einen drohenden Verlust 
von Arbeitskräften durch die Staffelung 
hinzuweisen.

Beispiel-Betriebe
In Mecklenburg-Vorpommern etwa hat 
das Mitglied des dortigen Bauernverbands-
präsidiums Klaus Griepentrog auf seinen 
Betrieb mit 65 Mitarbeitern, 1.900 ha und 
1.300 Milchkühen eingeladen. An Direkt-
zahlungen bekomme der Betrieb 828.970 
Euro. Käme die Staffelung wie vorgeschla-
gen, würde er gut 270.000 Euro verlieren, 
zusammen mit der vorgeschlagenen Erhö-
hung der Modulation auf 13 Prozent im 
Jahr 2013 käme er auf Einbußen von 
knapp 340.000 Euro, vorausgesetzt er 
würde nicht an zielgerichteten Program-
men teilnehmen, die aus den Geldern fi-
nanziert werden sollen. Vor den Kameras 
lässt der Betriebsleiter seine Mitarbeiter in 
Reihen vortreten und zählt dann 22 Leute 
ab: „Die müssten gehen“, wenn die Kür-
zung „um gut 300.000 Euro“ kommt. 
Wenn man das umrechnet, hängt eine Ar-
beitskraft an rund 15.000 Euro Direktzah-
lungen. 
Der NDR zitiert Griepentrog damit, dass 
der Betrieb 7 Mio. Euro Jahresumsatz 
habe. Das wären bei 65 Mitarbeitern gut 
100.000 Euro je Arbeitskraft, davon also 
15.000 Euro aus Direktzahlungen, der 
Rest vom Markt. Würde der Betrieb also 
mit 22 Mitarbeitern auf 2,2 Mio. Umsatz 
verzichten, wenn gut 300.000 Euro weni-
ger vom Staat kämen? Wenn dieser Um-
satz so verlustig ist, würde es sich betriebs-
wirtschaftlich schon jetzt rechnen, die Di-
rektzahlungen zu kassieren und die Mitar-
beiter keinen „Verlust“ machen zu lassen 
– denn die Direktzahlungen sind entkop-
pelt, sie fließen auch, ohne dass Menschen 
im Betrieb arbeiten. Das ist ja das Problem, 
so dass rationalisierte Ackerbaubetriebe, 
von denen sich bisher keiner der Presse 

vorgestellt hat, umgerechnet bis zu 
120.000 Euro an Direktzahlungen je Ar-
beitskraft bekommen, während der Durch-
schnitt in Deutschland bei 10.000 Euro je 
Voll-AK liegt. Die AbL schlägt daher vor, 
die Staffelung einzuführen und durch die 
Berücksichtigung von sozialversicherten 
Lohnkosten zu ergänzen, so dass die Ver-
gabe der Zahlungen eben keinen Anreiz 
mehr gibt, Arbeitsplätze abzubauen.

EU-Kommissarin eingeladen
Griepentrog hat für Ende Januar die EU-
Agrarkommissarin Mariann Fischer Boel 
auf seinen Betrieb eingeladen. Die Lobby-
arbeit gegen die Staffelung hat wieder an 
Fahrt aufgenommen. Bekanntlich ist auch 
Agrarkommissarin Fischer Boel offen da-
für, den Faktor Arbeit bei der Staffelung 
zu berücksichtigen.
Unterdessen hat der Berichterstatter im 
Europaparlament, der in Sachsen beheima-
tete Dr. Lutz Göpel (CDU), in seinem Ar-
beitspapier dem Parlament vorgeschlagen, 
die Staffelung „in der jetzigen Form“ ab-
zulehnen; eine Staffelung „ist nur vertret-
bar, wenn eine Möglichkeit geschaffen 
wird, die Zahl der sozialversicherungs-
pflichtigen Vollzeitarbeitskräfte oder be-
stimmte Betriebsstrukturen (Mehrfamili-
enbetriebe, genossenschaftliche Organisa-
tionen u.a.) degressionsmindernd zu be-
rücksichtigen“. 

Auch Modulation staffeln
Zudem schlägt Göpel vor, (auch) die von 
der Kommission vorgeschlagene zusätz-
liche Modulation progressiv zu gestalten. 
Direktzahlungen bis 10.000 Euro sollen 
von der Anhebung der Modulation befreit 
werden, oberhalb von 10.000 Euro sollen 
die Modulationssätze gestaffelt zunehmen. 
Göpels konkreter Vorschlag (plus 1 Pro-
zent für 10.000 bis 100.000 Euro, plus
2 Prozent für 100.000 bis 200.000, plus
3 Prozent für 200.000 bis 300.000, plus
4 Prozent für über 300.000 Euro) findet 
zwar beim Generalsekretär des Deutschen 
Bauernverbands (DBV), Dr. Helmut Born, 
große Sympathie, aber wohl vor allem des-
halb, weil damit kaum Geld bewegt wird. 
In Deutschland kämen damit gut 50 Mio. 
Euro zusammen, in der gesamten EU wä-
ren es knapp 200 Mio. Euro. Beim Vor-
schlag der EU-Kommission sind es (im 
Jahr 2013) allein für Deutschland über 
300 Mio. Euro.

uj

Die Arbeit mit der Staffelung 
Das Argument „Verlust von Arbeitsplätzen“ im Kampf gegen die Staffelung
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Ob es wohl tatsächlich Leute gibt, die 
glauben, sie könnten das Klima ret-

ten, indem sie fünf Minuten das Licht aus-
knipsen? Wohl nur wenige sind es unter 
denen, die es tatsächlich am großen Kli-
maaktionstag am 8.12. taten. Zumal die 
Gegenbewegung derer, die das Licht anlas-
sen und stattdessen ein paar Energiespar-
birnen und den Stromanbieter wechseln, 
gleich mit dazu kam. Nein, es sind wohl 
weder Bildzeitungs- noch TAZ-Leser, we-
der Greenpeace- noch Nabuförderer, de-
nen erst noch ein Licht aufgehen muss, 
nicht weil sie schon alles über den Klima-
wandel wüssten, sondern weil sie durch 
ihre Einzelaktion letztlich doch nur sehr 
begrenzte Spielräume haben. Anders dage-
gen die Delegation der US-Regierung beim 
UN-Klimagipfel im indonesischen Bali. Sie 
glaubt offenbar immer noch, dass minima-
listische Beiträge ausreichen, um das Klima 
zu retten. Anders jedenfalls lässt sich nicht 
erklären, warum die Bush-Abgesandten 
konkrete Maßnahmen zur Abschwächung 
des Klimawandels ablehnten, schließlich 
einem wachsweichen Kompromiss zu-
stimmten, um sich von diesem nur einen 
Tag später wieder zu distanzieren. Das 
Prinzip: „je schwärzer die Aussichten auf 
einen Konsens im vorhinein, lassen hinter-
her jede noch so kleine Einigung wie einen 
großen Erfolg dastehen“, hat allerdings 
trotzdem funktioniert. Die Länder des Sü-
dens, erstmals überhaupt in der Frage der 
CO2-Reduktion in die internationale 
Pflicht genommen, feiern Bali gar als 
großen Erfolg; auch wahrscheinlich des-
halb, weil es konkrete Festlegungen darü-

ber gibt, dass sie bei ihren Aktivitäten zum 
Klimaschutz von den Industrienationen 
unterstützt werden sollen. In eben diesen 
Hauptklimasünder-Ländern werden die 
Ergebnisse der UN-Konferenz eher kritisch 
gesehen. Europa hätte gerne mehr erreicht, 
sprich eine Festschreibung konkreter Re-
duktionsziele, wie sie der Weltklimarat 
veröffentlicht hat – eine Reduktion der 
CO2-Emissionen um 25 bis 40 % bis zum 
Jahr 2020. Den USA gehen die gefassten 
Beschlüsse  schon zu weit, weil eben auf 
jene Empfehlungen des Weltklimarates – 
wenn auch ohne Nennung konkreter Zah-
len – verwiesen wird. Die entscheidende 
Frage ist, wie nun weiter verhandelt wird 
und was dann tatsächlich auf der über-
nächsten UN-Klimakonferenz 2009 in Ko-
penhagen als Nachfolgepapier zum Kyoto-
Protokoll festgeschrieben wird. 

Große Ziele
Die deutsche Bundesregierung wollte sich 
vor Bali noch mal als oberster Klimaschüt-
zer profilieren und veröffentlichte kon-
krete Umsetzungsvorschläge für das bereits 
im Sommer auf der Regierungsklausur in 
Meseberg festgelegte „Integrierte Energie- 
und Klimapaket“. Neben der Förderung 
der Kraft-Wärme-Kopplung (25 % Anteil 
der Stromproduktion bis 2020), verstärkter 
Einspeisung von Biogas ins Erdgasnetz 
(10 % bis 2030) und Erhöhung der Bio-
spritbeimischung (10 % bis 2010 und 
20 % bis 2020) betrifft vor allem die Neu-
auflage des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
(EEG) die Landwirtschaft. Generell soll 
damit der Anteil alternativer Energien von 

13 % auf 25 % bis 30 % bis 2020 ange-
hoben werden, ob das mit den gewählten 
Detaillösungen gelingt, gilt als zweifelhaft. 
Zu zaghaft sind die gemachten Vorstöße, 
für bestimmte Bereiche reichen sie wohl 
gar nicht aus. So prophezeit der Bundes-
verband Windenergie ein Ende für die 
Windkraftnutzung zu Lande. Auch die 
Biogasnutzung – so sie denn losgelöst von 
der Gülleverwertung betrieben wird – 
kämpft mit den gestiegenen Rohstoffprei-
sen dessen, was in ihren Gärbehältern lan-
det. Außerdem muss sie sich zunehmend 
vorwerfen lassen, nicht gerade umwelt-
schonend zu sein, wenn Mais oder Raps 
energieaufwendig intensiv auf Ackerflä-
chen erzeugt wird, die vorher womöglich 
sogar stillgelegt waren. Der ökologische 
Anbauverband Naturland fordert denn 
auch die Bundesregierung und die EU auf, 
die Erzeugung von Biomasse an ökologi-
sche Kriterien zu knüpfen. Nur so werde 
verhindert, dass die grundsätzlich positive 
Entwicklung der Energiegewinnung aus 
Biomasse in einer Sackgasse endet.

cs 

Licht an auf großer Bühne
Der Klimawandel lässt Politiker und Bevölkerung aktiv werden – der eine oder andere schauspielert nur

Die Sache scheint nun ein gutes Ende 
zu finden für Familie B. in Sachsen. 

Sie hatte an einer Ausschreibung der 
BVVG (Bodenverwertungs- und -verwal-
tungs GmbH) über 67 ha Wald teilgenom-
men. Die Forstfläche würde sehr gut ins 
Betriebskonzept passen, denn dann 
könnten die Arbeitskräfte, die in der Vege-
tationszeit im Gemüsebau tätig sind, auch 
im Winter sinnvoll eingesetzt werden. Im 
Betrieb B. (21 ha Ackerflächen, 6 ha Wald) 
sind einschließlich des Betriebsleiter-Ehe-
paares fünf Menschen beschäftigt. Die 
BVVG entschied sich aber für einen Mit-
bewerber, einen Nebenerwerbsbetrieb mit 
185 ha, der alle Arbeiten im Lohn vergibt. 
Die BVVG begründete die Ablehnung des 
Verkaufs an B. damit, dass die 67 ha zu-
sätzlicher Wald keine vom Gesetz gefor-
derte „sinnvolle Ergänzung“ des vorhan-
denen Betriebes darstellen würden, weil 
dann der Forstbetrieb der dominierende 

Betriebsteil wäre. Gegen diese Entschei-
dung hat die Familie B. Widerspruch ein-
gelegt und den zuständigen Beirat nach 
EAL-Gesetz für den Freistaat Sachsen an-
gerufen. Der Beirat hat die Betriebskon-
zepte eigenständig beraten und die eindeu-
tige Empfehlung ausgesprochen, dass die 
BVVG die Waldfläche doch an den Betrieb 
B. und nicht an den Mitbewerber verkau-
fen solle. Der Beirat betonte, dass sich die 
Feststellung der „sinnvollen Ergänzung“ 
nicht allein an dem Flächenumfang fest-
machen lasse; entscheidend seien „in erster 
Linie die aufzuwendenden Arbeitsstunden 
und die zu erwartenden Einkommensan-
teile“. 
Die BVVG aber blieb bei ihrer Entschei-
dung. Darauf wandte sich Familie B. auch 
an die AbL, deren Mitglied sie ist. Die AbL 
vermittelte einen Rechtsanwalt und schrieb 
an die BVVG-Spitze in Berlin. Die Recher-
chen des Anwalts ergaben, dass die BVVG 

in einem anderen Verfahren, das im Okto-
ber 2006 vom Oberlandesgericht Dresden 
entschieden worden ist, eine Rechtsauffas-
sung eingenommen hatte, die ihrer Auffas-
sung im Fall B. vollkommen widerspricht. 
Damals vertrat sie, eine „sinnvolle Ergän-
zung“ setze nicht voraus, dass die Fläche 
des vorhandenen landwirtschaftlichen Be-
triebsteils größer ist als diejenige des „Bau-
ernwaldes“. Das OLG Dresden gab der 
BVVG damals Recht. Als die BVVG nun 
auf dieses Urteil hingewiesen wurde, 
konnte sie wohl nicht mehr anders: Sie hat 
ihre Entscheidung für den Mitbewerber 
von B. revidiert und angekündigt, dass die 
67 ha Wald nun doch an B. zu verkaufen. 
Bei aller Freude über den Ausgang im kon-
kreten Fall bleibt die Frage, nach welchen 
Kriterien die BVVG ihre Ermessens-Ent-
scheidungen trifft. Vor allem aber zeigt 
sich, dass es gut ist, sich nicht alles gefallen 
zu lassen. uj

BVVG spielt Bäumchen wechsle dich
Widersprüchliche Auslegung des Rechts. In einem konkreten Fall gibt BVVG nach

�
AbL verfolgt 
Strafanzeige 
nicht weiter
Ihre Strafanzeige gegen 
die Spitze der BVVG 
(Bodenverwertungs- und 
-verwaltungs GmbH) ver-
folgt die AbL nicht wei-
ter. Nachdem die Staats-
anwaltschaft Berlin die 
Ermittlungen eingestellt 
hatte, hatte die AbL 
dagegen bei der General-
staatsanwaltschaft 
Beschwerde eingelegt. 
Doch auch die hat die 
Entscheidung der Staats-
anwaltschaft bestätigt. 
Die AbL hatte gegen die 
Spitze der BVVG Strafan-
zeige gestellt wegen des 
Verdachts der Veruntreu-
ung von Staatsvermögen, 
weil die BVVG beim ver-
billigten Verkauf von Flä-
chen faktisch Kaufpreis-
Nachlässe erlassen habe, 
die über die nach EU-
Recht zulässigen 35 % 
weit hinausgegangen 
seien. Die AbL stütze sich 
dabei u.a. auf einen 
umfangreichen Bericht 
des Bundesrechnungsho-
fes. Dieser Bericht wurde 
aber von der Staatsan-
waltschaft nicht ausge-
wertet mit der Begrün-
dung, dass der Bericht 
wohl für das Haushalts-
recht, nicht aber für 
strafrechtliche Verfahren 
relevant sei. Die AbL 
hätte nun die Aufnahme 
eines Klageverfahrens 
bei Gericht erzwingen 
können, aber mit so 
hohen finanziellen Risi-
ken, dass der AbL-Vor-
stand sich dagegen ent-
schieden hat. Die BVVG 
teilt in einer Pressemittei-
lung mit: „Beide (staats-
anwaltlichen) Instanzen 
sahen keinerlei Beweise 
dafür, dass Vermögen 
veruntreut wurde.“ uj
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Gegen Quote, für Beihilfen
Es war bestimmt nicht sein Herz- und Magentermin. Auch wenn Minis-
ter Hering mit seinen Worten über hohe Preise und deren Notwendig-
keit für ein Auskommen der Landwirte „fishing for compliments“ 
betrieb, liegen die Positionen vom rheinlandpfälzischen Landwirt-
schaftsminister auf Kollisionskurs mit denen der AbL. Vor allem das 
Bekenntnis zum weiter voranschreitenden Strukturwandel und der 
Notwendigkeit für Betriebe, wachsen zu können, stieß unter den Bau-
ern auf wenig Gegenliebe. Dass der Minister auch keinen Sinn in einer 
über das Jahr 2015 fortbestehenden Milchquote sah passt da ins Bild. 

Bis dahin sollte man die 
Superabgabe stetig 
senken, um einen wei-
chen Übergang zu 
gewährleisten. Aber die 
Liberalisierung hat ihre 
Grenzen. „Die Land-
wirtschaft“, so der 
Minister, „werde immer 
auf Beihilfen aus der 
Gesellschaft angewie-
sen sein.“ Hering stand 
aufrecht zu seinen Posi-
tionen und gab sich 
kämpferisch. Nur dass 
er den in der Pfalz 
zunehmenden 
Tabakanbau als eine 
interessante Entwick-

lung für Landwirte im Kampf gegen den Strukturwandel hervor 
kramte ging dann doch ein wenig zu weit. mn

EU-Kommission will 2 Prozent mehr Milch
Schon zum 1. April 2008 sollen nach einem Vorschlag der EU-Kommis-
sion die Milchquoten für alle 27 Mitgliedstaaten der EU um 2 Prozent 
(zusammen 2,84 Mio. t Milch) erhöht werden. Das wäre noch zusätzlich 
zu der in der Agenda 2000 bzw. der EU-Agrarreform 2003 bereits 
beschlossenen Erhöhung um 0,5 Prozent in 10 alten EU-Mitgliedstaaten 
(u. a. in D) ebenfalls zum April 2008. Die AbL hat die EU aufgefordert, 
die Menge nicht vorschnell zu erhöhen. Die AbL-Vorsitzende Maria 
Heubuch sagte: „Sowohl mit einer Quotenerhöhung um 2 % als auch 
mit einer Senkung der Superabgabe wird das Ziel verfolgt, in Europa 
mehr Milch erzeugen zu lassen. Beide Maßnahmen drohen daher, die 
Erzeugerpreise für die Milchbauern wieder erheblich unter Druck zu set-
zen.“ Gerade erst hätten einige Ketten die Butterpreise mit der Begrün-
dung gesenkt, dass das Angebot an Butter die Nachfrage leicht über-
steige. Das Beispiel zeige, wie sensibel der Markt bereits auf geringfü-
gige Mengenverschiebungen reagiere. Die Erhöhung der Quote um 0,5 
% sowie die Wirkung der bereits vollzogenen Absenkung der Superab-
gabe sollten ausgewertet werden. „Das wird uns Milcherzeugern schon 
genug herausfordern. Wer noch mehr Menge fordert, handelt gegen 
die Interessen der Milcherzeuger“, erklärte die AbL-Vorsitzende. uj

EU-Bericht zum Milchmarkt
Gleichzeitig zu ihrem Vorschlag zur Erhöhung der Milchquoten um 
2 Prozent hat die EU-Kommission ihren Bericht „Marktperspektiven für 
den Milchsektor“ vorgelegt. Der Bericht betont die Bedeutung des stei-
genden Käseverbrauchs in der EU (besonders in Osteuropa). 2007 seien 
in der EU 5,2 Mio. t mehr Milch zu Käse verarbeitet worden als 2003. 
Der Export ist in der Zeit bei Käse etwas angestiegen, von der Menge 
her war aber die Steigerung der Nachfrage auf dem EU-Binnenmarkt 
zehn mal so groß wie der Exportzuwachs. Bei allen anderen Produkten 
lag der Export 2007 unter dem im Jahr 2003. Der Bericht stellt fest, dass 
in der EU 25 im Quotenjahr 2006/07 unter dem Strich 1,9 Mio. t weniger 
Milch erzeugt wurde als die Gesamt-Quote es ermöglicht hätte. Statt 
den Produktionsrückgang auf die existenzgefährdenden Erzeugerpreise 
zurückzuführen, sieht die Kommission den Grund in der Quote selbst; 
die Quote hätte es behindert, dass die Milcherzeugung zu den „wettbe-
werbsfähigeren Regionen oder Mitgliedstaaten“ wandert. Für die Jahre 
2007-2013 prognostiziert die Kommission einen zusätzlichen Binnen-
Verbrauch an Milch von 8 Mio. t, vor allem für Käse und Frischmilchpro-
dukte. Pro Jahr wäre das eine Steigerung von 1 Mio. t oder 0,7 %. Die 
Folgenabschätzung besagt, dass die Milcherzeugerpreise durch eine 
Quotenerhöhung um 2 % zum 1.4.2008 um 4-5 % gegenüber dem 
Basisszenario sinken würden. uj

Landwirtschaftsminister Hering auf der 
AbL-Mitgliederversammlung

Drei Bauern unter einen Hut – das geht 
nicht. „Niemals werdet Ihr es schaf-

fen, Euch europaweit zu bündeln.“ So lau-
teten die Kommentare in den Anfängen 
des EMB häufig. Doch im Jahr 2007 ist 
viel passiert. Das EMB ist zu einer gestan-
denen, lebendigen Organisation geworden, 
die nicht nur geographisch wächst, son-
dern auch in ihren Handlungsbereichen 
breiter wird.  

Hälfte der EU-Länder
Das erste Highlight dieses EMB-Jahres war 
die Mitgliederversammlung in Brüssel, bei 
der  die Organisationen das gemeinsame 
Zwischenziel 50% der Milch je EMB-Land 
setzten. Dies machte deutlich, dass länder-
übergreifend in dieselbe Richtung gear-
beitet wird. Für die einzelnen Milcherzeu-
ger ist es eine hohe Motivation, zu wissen, 
dass die Kollegen im Nachbarland mit 
demselben Elan für das Erreichen eines 
kostendeckenden Milchpreises arbeiten. 
Die Mitgliederzahlen der Milchbauernver-
bände in den Ländern wuchsen. Auch der 
EMB, der nur Organisationen als Mit-
glieder aufnehmen darf, bekam vermehrt 
Zulauf. Niederländer und Belgier hatten 
Kontakt nach Luxemburg  aufgenommen, 
wo sich eine neue Milcherzeugervereini-
gung gründete und dem EMB beitrat. 
Dann kam Großbritannien dazu: ICMSA 
(Irish Cream and Milk Suppliers Associa-
tion) aus Irland und FUW (Farmers Union 
of Wales) sind beide alt eingesessene Ver-
bände, während die DFoS (Dairy Farmers 
of Scotland) sich erst neu gründete. Im 
Oktober wurde dann mit der OPL (Orga-
nisation des Producteurs de Lait) ein fran-
zösischer Verband Mitglied im EMB. Mit 
13 Mitgliedsstaaten ist das European Milk 
Board in 18 Monaten auf die doppelte 

Größe gewachsen und nun in der Hälfte 
der EU-Länder vertreten. 

„Faironistine“
Am 17. Oktober betrat mit Faironika ein 
weiteres Symbol der geeinten Vielfalt die 
Bühne. „Faironika“ bzw. „Onestina“ in 
Italien und „Justine“ in Frankreich, sollen 
helfen, die Brücke zwischen Milchbauern 
und Verbrauchern zu schlagen. Etwa 350 
der lebensgroßen Kunstkühe sind inzwi-
schen in Europa unterwegs, um Verbrau-
cher über die Zusammenhänge von fairen 
Milchpreisen, Versorgungssicherheit, Qua-
lität, Kulturlandschaft und ländlichem 
Raum aufzuklären. Gleichzeitig stärkt Fai-
ronika die europäische Zusammenarbeit 
der Milcherzeuger in Europa noch weiter. 
Ernst Halbmayr aus Österreich : „Die viel-
fältigen Aktivitäten der Kollegen in Eur-
opa mit der Aktion ‚Die faire Milch‘ und 
Faironika sind eine unglaublich hohe Mo-
tivation für die IG-Milch, den System-
wechsel herbeizuführen.“

40 Cent je Liter Milch 
Der große Erfolg des Jahres 2007 sind die 
gestiegenen Milchpreise; in vielen Ländern 
wurde sogar die 40 Cent-Marke geknackt. 
In Deutschland begann der Umschwung 
und hier zeichnet er sich auch am inten-
sivsten ab. Dies ist eines der Indizien dafür, 
dass es keinesfalls nur die verbesserte 
Marktsituation ist, sondern dass sich die 
Preiserhöhungen zu einem wesentlichen 
Anteil auf  den organisierten Druck der 
Milcherzeuger zurückführen lassen. 
Nun gilt es, die Milchpreise flächende-
ckend auf ein kostendeckendes Niveau zu 
heben und langfristig abzusichern. 

Sonja Korspeter

80.000 Bauern unter einen Hut
Ein kurzer Jahresrückblick auf die Aktivitäten im European Milk Board

Die schöne Kuh! ©BLE, Bonn/Foto: Thomas Stephan
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Berlin! Das war das Startsignal. Im Ja-
nuar 2007 waren 2.000 Milchbauern 

zum Symposium des BDM nach Berlin ge-
kommen. Bei der im Anschluss stattfin-
denden Mitgliederversammlung wurde die 
40 Cent-Preisforderung mit Ultimatum an 
die Molkereien verabschiedet. Im Mai  ka-
men die Preisverhandlungen, 20.000 
Milchbauern standen vor den Toren ihrer 
Milchabnehmer und machten deutlich, 
dass sie nicht erneut  schlechte Verhand-
lungsergebnisse und damit verbundene 
niedrige Milchpreise hinnehmen würden. 
Maria Heubuch, Bundesvorsitzende der 
AbL: „Das war sichtbare Bewegung, und 
das war der Druck, den es brauchte.“

BDM – sichtbare Bewegung 
Das Milch Board sollte gegründet werden, 
doch die Genehmigung aus dem Ministe-
rium ließ auf sich warten. In acht Tagen 
organisierten die BDM-Teams eine De-
monstration, und 15.000 Bauern kamen 
nach München. Alt eingesessene Macht-
strukturen kommen ins Schwanken. „Die 
Milchbauern werden zu Marktpartnern 
und verlassen die Rolle der bloßen Roh-
stofflieferanten“, resümierte Maria Heu-
buch die Entwicklung der letzten Monate. 
Die aktuelle Situation – einige Molkereien 
zahlen sogar mehr als den geforderten 
Grundpreis von 40 Cent – zeigt, dass Preis-
steigerungen möglich sind. Aus Sicht von 
Wilfried Hassel vom rechtsrheinischen 
BDM-Team geht es jetzt darum, das ent-
scheidende Ziel, den Systemwechsel,  an-
zuvisieren: „Wir müssen weitergehen, um 
in Zukunft bei den Preisfixierungen mitzu-
reden und einen reellen Systemwechsel 
herbeizuführen.“ Der BDM sei jetzt bereit, 
als Verband aufzutreten und ein Gegenge-
wicht zu Aldi und Co. zu werden. 

Gegenwind
Dem Deutschen Bauernverband schwim-
men beim Thema Milch schon seit einiger 
Zeit die Felle weg. Und in dieser Situation 
beginnt er eine Diskussion um die Quote 
und ihre vermeintlich unvermeidbare Ab-
schaffung. Der AbL-Vorsitzende Friedrich 
Wilhelm Graefe zu Baringdorf analysiert 
die Situation folgendermaßen: „In dem 
Moment, wo die Quote weg ist, explodiert 
bei den heutigen Preisen die Menge und der 
Milchpreis droht wieder zu sinken. Der 
DBV fährt somit eine versteckte Preissen-
kungsstrategie. Die Quotendiskussion ist 
vor allem eine Preisdiskussion.“ Wenn der 
BDM die Mehrheit in den Genossenschaften 
erreicht habe, dann werde es noch schwie-
riger für den DBV, seine Macht zu wahren. 
Zur Erklärung der aktuellen Preissteige-
rungen sagte Graefe zu Baringdorf: „Der 
DBV versucht, die Preissteigerungen allein 
über den Markt zu erklären, doch es han-

delt sich hier um eine hochpolitische Ange-
legenheit: Der entscheidende Teil des Er-
folgs erklärt sich aus der Bewegung der 
Milchbauern, die es verstanden haben, sich 
zu bündeln und Druck auszuüben.“
Dem BDM ist es gelungen, in einer unge-
heuren Geschwindigkeit die Milchbauern 
zu bündeln und solide Strukturen aufzu-
bauen. Die Situation war auch günstig. Die 
gestiegene Nachfrage nach Milch in Indien 
und China war von geringer Bedeutung, 
entscheidender war die gestiegene Binnen-
nachfrage in der EU. Hierauf leerten sich 
die Interventionslager, so dass keine staat-
liche Preisregulierung nach unten mehr 
möglich war. 50 % Milchbündelungsgrad 
im BDM, diese Zielsetzung hat den Han-
del in Aktion versetzt. Der BDM erschien 
als ernst zu nehmender Akteur, ergo be-
stand die Möglichkeit, dass im Herbst 
keine Milch mehr im Regal steht, wenn 
der Erzeugerpreis nicht endlich ein kosten-
deckendes Niveau erreichen würde. 

also beispielsweise gute Tierhaltung, Wei-
degang, hoher Grundfutteranteil, gentech-
nikfreie Fütterung. Außerdem sei es wich-
tig, dass die Arbeit auf den Höfen bleibt 
und dass es eine flächendeckende Bewirt-
schaftung in bäuerlichen Strukturen gibt. 
Bei Leistungen besonderer Art könnten die 
Landwirte sicher sein, dass die Verbraucher 
bereit sind, diese zu honorieren. 

Unterschiedliche Interessenslagen
Bernd Schmitz, AbL-Mitglied aus Bad Hen-
nef, mahnte, sich immer die Interessensla-
gen hinter den Argumentationen bewusst 
zu machen. Ein Molkereivertreter habe mit 
folgenden Worten seinen Zulieferern ge-
droht: „Der Existenzsicherungspreis stellt 
eine Gefahr dar für uns als Milchindustrie. 
Wenn Ihr als BDM uns gefährdet, dann 
habt Ihr ein Problem. Denn Ihr überlebt mit 
dem, was wir Euch geben.“ Für Bernd 
Schmitz stellt sich die Situation wie folgt 
dar: „Diese Molkerei will exportieren und 

Milcherzeuger werden zu Marktpartnern
Über die Milch-Bewegung wurde bei der agrarpolitischen Tagung der AbL in Altenkirchen intensiv diskutiert

Teilnehmer der Milchdiskussion: (v. l.) Josef Jacobi, Bernhard Burdiek, Maria Heubuch,
Friedrich- Wilhelm Graefe zu Baringdorf, Wilfried Hassel Foto: Marlene Herzog

Verbraucher als Verbündete
Unterstützer kann die Milchbauernbewe-
gung auch bei Verbänden aus dem Bereich 
des Umweltschutzes und der Entwicklungs-
zusammenarbeit finden. Doch die mäch-
tigsten Unterstützer sind die Verbraucher. 
Bernhard Burdieck von der Verbraucher-
zentrale NRW sagte bei der AbL-Tagung in 
Altenkirchen: „Ich habe in der ganzen hei-
ßen Phase der Diskussion um die Preiserhö-
hungen bei Milchprodukten nur zwei 
Nachfragen von Verbrauchern gehabt, alles 
andere waren Nachfragen der Medien.“ 
Verbraucher akzeptierten höhere Preise, 
wenn sie sicher seien, dass das Geld bei den 
Bauern ankommt. Entscheidend sei die 
Transparenz. Burdieck erläuterte, dass man 
mit Unterstützung von ihrer Seite insbeson-
dere auch dann  rechnen könne, wenn eine 
gewisse Prozessqualität gewährleistet sei, 

ist dazu nur in der Lage, wenn sie auf billige 
Rohstoffe zurückgreifen kann.“ Wolfgang 
König, stellvertretender Vorsitzender der 
AbL Bayern, beschrieb in Altenkirchen eine 
Vorstellung mit Perspektive: „Ich habe 50 
Milchkühe und bin noch produzierender 
Landwirt. – Mein Sohn kämpft um die Ab-
lösung.“ Es muss wieder so werden, dass 
die jungen Leute Lust darauf haben, den 
Hof zu übernehmen, Milch zu erzeugen. 
Dazu braucht es auch eine ökonomische 
Perspektive. Perspektive brauche es auch in 
Form von Freizeit und Urlaub, wie Maria 
Heubuch betonte: „Wir wollen arbeiten, 
aber nicht täglich von 5 bis 22 Uhr.“ Ent-
scheidend ist für Milchviehhalter auch der 
Freiraum, um gemäß des Mottos des BDM 
“mitdenken, mitreden und mithandeln“ zu 
können.

Sonja Korspeter

�
Milchstreit
Für die Milch-Union 
Hocheifel (MUH) ist es 
unvereinbar, neue Mit-
glieder aufzunehmen, 
die bereits im Konkur-
renzunternehmen Milch-
board  vertreten sind. 
Das Milchboard reagierte 
mit Unverständnis auf 
diese Art der Satzungs-
auslegung. Im Hinter-
grund dieses Scharmüt-
zels steht die grundsätzli-
che Auseinandersetzung 
zwischen dem Bundes-
verband deutscher Milch-
viehhalter (BDM) und 
dem deutschen Bauern-
verband um die Hohheit 
der Interessenvertretung 
für die Milchbauern. 
Über den „bedrohten 
Frieden auf dem Land“ 
äußerte sich jüngst der 
bayerische Landtagspräsi-
dent Alois Glück (CSU). 
Die Quelle der Probleme 
liege nach Ansicht von 
Glück möglicherweise in 
der Vergangenheit: „Seit 
langem fühlen sich mei-
ner Meinung nach die 
Landwirte im Bereich der 
Milchviehhaltung und 
der benachteiligten 
Gebiete vom Bauernver-
band nicht ausreichend 
vertreten“, sagte er dem 
Münchener Merkur. cs

Fusion
Die Spitzengremien der 
zwei größten Molke-
reien, Friesland Foods 
und Campina, haben am 
19. Dezember Gespräche 
über eine Fusion bekannt 
gegeben. Beide Molke-
reien sind im Kern 
Genossenschaften und 
kamen 2006 zusammen 
auf einen Jahresumsatz 
von 8,3 Mrd. Euro (Fries-
land 4,7 Mrd. Euro, Cam-
pina 3,6 Mrd.) und eine 
Jahresverarbeitung von 
8,7 Mio. t Milch von 
17.000 Mitgliedsbetrie-
ben. Ein Vertrag soll 
Mitte 2008 vorgelegt und 
in der zweiten Jahres-
hälfte 2008 unterzeich-
net werden, so der 
Plan. uj

�
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Hubert Weiger neuer BUND-Vorsitzender
Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland wählte am 1.
Dezember auf seiner Delegiertentagung in Bad Hersfeld den 60-
jährigen Vorsitzenden des Landesverbandes Bayern, Hubert Weiger, 
zum neuen Bundesvorsitzenden und Nachfolger von Angelika 
Zahrnt, die nach 9 Jahren an der Spitze der Umweltorganisation 
auf eine erneute Kandidatur verzichtete. Der Forstwirt und Hoch-
schullehrer erhielt in einer Stichwahl gegen die Vorsitzende des 
Landesverbandes Baden-Württemberg, Brigitte Dahlbender, und 
den Vorsitzenden des BUND Netzwerks „Friends of the Earth 
Europe“, Martin Rocholl, die meisten Delegiertenstimmen. Hubert 
Weiger ist Gründungsmitglied des BUND und seit 1975 Sprecher des 
Arbeitskreises Landwirtschaft. Außerdem ist der Experte für Land- 
und Forstwirtschaft unter anderem seit 1989 Kuratoriumsmitglied 
der Stiftung Ökologie 
und Landbau (SÖL) und 
seit 2002 Vorstandsmit-
glied des AgrarBündnis 
e.V., dem auch die AbL 
angehört. Im Rahmen 
dieser Funktionen setzt 
sich Weiger für die Öko-
logisierung der Landwirt-
schaft durch die Verbin-
dung von nachhaltiger 
Flächennutzung und 
Naturschutz ein, mit dem 
Ziel einer umwelt- und 
tiergerechten bäuer-
lichen Produktion auf der 
gesamten landwirtschaft-
lichen Nutzfläche. Der 
Erhalt eines funktionsfä-
higen ländlichen Raumes 
mit seinen bäuerlichen Strukturen ist auch ein Hauptanliegen der 
AbL, im Gegensatz zur EU, deren Agrarpolitik mehr und mehr zu 
einer Industrialisierung und Monopolisierung der Landwirtschaft 
führt. In der Frage der Anwendung bzw. Nichtanwendung von 
Gentechnik in der Landwirtschaft besteht ebenfalls Einigkeit zwi-
schen dem neuen BUND-Vorsitzenden und der AbL.  Beide fordern 
von der Bundesregierung strengere Richtlinien für die Ausbringung 
gentechnisch veränderter Pflanzen, niedrigere Grenzwerte für Ver-
unreinigungen durch dieselben und ein schärferes Haftungsrecht 
für entstandene Schäden. 
Die AbL gratuliert Hubert Weiger zu seiner Wahl, wünscht ihm viel 
Erfolg und freut sich auf eine gute Zusammenarbeit.
Es gibt viel zu tun. fw
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In Vertretung des Bundespräsidenten tra-
fen sich der  Abteilungsleiter der Abtei-

lung Inneres, Umwelt, Ernährung, Thomas 
Elsner, und seine Mitarbeiterin, Dr. Irene 
Wigand, mit Maria Heubuch und Bernd 
Voss von der AbL als bäuerliche Interes-
senvertretung mit einem Blick in weitere 
Gesellschaftsbereiche. Wissbegierig und 
gut vorbereitet fragten sich Mitarbeiterin 
und Mitarbeiter des Bundespräsidenten 
durch die EU-Agrarpolitik und die Milch-
quote, Gentechnik und nachwachsende 
Rohstoffe. Wollten hören, warum denn 
die AbL im Gegensatz zu anderen Interes-
senvertretern für die Fortsetzung einer 
Milchmengenregelung sei. Auf besonderes 
Interesse stieß die Zusammenarbeit mit 
weiteren bäuerlichen Interessengruppen 
wie dem sich neu etablierten starken Bund 
deutscher Milchviehalter, aber auch die 
langjährigen engen Beziehungen zu Um-
welt-, Entwicklungs- und Verbraucheror-
ganisationen. So wurden gemeinsame Ziele 
einer bäuerlichen Interessenvertretung vor 
dem Hintergrund eines gesellschaftlichen 
Bündnisses deutlich. Schließlich kam das 
Gespräch auch auf die Gentechnik, zu der 
Bundespräsident Köhler sich auf dem 

Bauern tag in Bamberg eher kritisch geäu-
ßert hatte. Die Darlegung der möglichen 
Probleme und die Auswirkungen auf die 
praktische Arbeit auf den Höfen und in 
der Verarbeitung wurden interessiert auf-
genommen. Doch Forschung müsse mög-
lich sein, war das Signal aus dem Bundes-
präsidialamt. Umso aufmerksamer notierte 
man sich dort in diesem Zusammenhang 
einen Wunsch der AbL an den Bundesprä-
sidenten. Maria Heubuch wünschte sich 
endlich eine unabhängig betriebene und 
finanzierte Risikoforschung in Sachen 
Gentechnik. Gesundheitsgefährdungen für 
Mensch und Tier und Einflüsse auf die 
Umwelt müssten endlich einmal konzer-
nunabhängig auf den Prüfstand. Und auch 
faire Preise, sozial gerechtere Verteilung 
der Direktzahlungen und die Stärkung der 
zweiten Säule sollten nicht länger auf sich 
warten lassen. Da das Gespräch kurz vor 
Weihnachten stattfand, hat das Wünschen 
ja vielleicht Erfolg... Horst Köhler und sein 
Mitarbeiterstab verschließt sich jedenfalls 
nicht vor anderen Ansichten und Ideen aus 
der und um die Landwirtschaft, das 
machte das über zweistündige Gespräch 
mehr als deutlich. mbc

Der Ausbau von Plantagen im Süden 
für die Energiegewinnung wird neu-

erdings massiv ausgedehnt. Wobei schon 
seit Jahrzehnten die Plantagen durch den 
vermehrten Anbau von Futter zugenom-

men haben“, sagt Ulrike Bickel 
von MISEREOR. „Neu ist aber“, 
gibt sie zu bedenken, „dass bei der 
Energiegewinnung auch Afrika 
jetzt ins Visier gekommen ist. Da-
bei gilt Afrika als Hungerkonti-
nent.“ Und darum ging es auf der 
Podiumsdiskussion zum Thema 
„Nachwachsende Rohstoffe und 
Ernährungssicherung?“, die die 
AbL mit der BUKO-Agrarkoordi-
nation jüngst in Hamburg veran-
staltet hat. Vor 60 Zuhörern führt 
Ulrike Bickel weiter aus, dass in 
Angola 70 Prozent der Menschen 
in krasser Armut lebten, aber auch 
dort werden landwirtschaftliche 
Rohstoffe für die Energieproduk-
tion angebaut. „Aber nicht für den 
eigenen Trecker“, so die Referen-
tin, „sondern für den Export“.
Die EU hat längst für erneuerbare 
Energien die verpflichtende Vor-
gabe gemacht, dass bis 2020 in 
der EU zehn Prozent der Kraft-
stoffe im Verkehr aus Agrosprit 

bestehen soll. Martin Hofstetter, Land-
wirtschaftsexperte bei Greenpeace, be-
zeichnet die Vorgabe als „Irrsinn“. Er 
rechnet vor, dass weltweit zwei Milliarden 
Hektar als Ackerfläche genutzt werden 
und ein Viertel der Fläche notwendig wäre, 
um alle Autos weltweit zu tanken. „Es gibt 
keine oder kaum Umweltstandards in Ent-
wicklungsländern. Schon jetzt gibt es in 
Indonesien Agrarsteppen, die ihresgleichen 
in Europa suchen“, sagt Hofstetter. Für 
die AbL hat Vorstandsmitglied und Milch-
bauer Bernd Voss die bäuerliche Seite in 
der Diskussion vertreten. „Mit der Einfüh-
rung des so genannten NawaRo-Bonus 
2004 ins EEG kam ein besonders starker 
Impuls. Seither sind die Biogasanlagen 
2005 und 2006 um jährlich 600 neue An-
lagen gestiegen. Heute haben wir 3.800 
Anlagen in Deutschland.“ Allerdings sei 
die Nutzungsvielfalt im Anbaubereich 
nicht weiterentwickelt worden, kritisiert 
Voss. „Die Bioenergiegewinnung ist für 
Umwelt, Arbeitsplätze, Kosten und Tech-
nikentwicklung nur in dezentralen Struk-
turen wirklich zukunftsträchtig.“

Berit Thomsen

Nawaro‘s und Ernährungssicherung?
Podiumsdiskussion in Hamburg

Die AbL zu Gast im Bundespräsidialamt
Echtes Interesse auf höchstem Niveau

Die „Coordination Paysanne Européenne“ (CPE) hatte die Bauern nach Brüssel geladen, um 
gemeinsam gegen die geplanten Änderungen der EU-Agrarpolitik im kommenden Jahr zu 
demonstrieren. Vor allem stört man sich an der einseitig auf die Märkte ausgerichteten Linie der 
in der Diskussion befindlichen Vorschläge. Zu dem von der Kommission veröffentlichten zwölf-
seitigen Papier bemerkt Régis Hochart von der Conféderation paysanne „Man kann dies wie die 
heilige Verkündigung eines Gottes der Märkte sehen“ mn Foto: CPE
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Betriebsspiegel:
Ackerbau- und Schweinemastbetrieb in 
Hohenlohe, Baden-Württemberg

60 ha Ackerfläche
Gerste, Weizen, Triticale und Raps
ca. 3 ha Wald und Wiesen
650 Schweinemastplätze (Tiefstreu)
zurzeit versuchsweise auch mit Schwä-
bisch-Hällischen Schweinen
2 Mutterkühe mit Nachzucht
20 Legehennen
eigene Ölmühle zur Rapsverarbeitung

Betriebsspiegel
Ackerbaubetrieb
südwestlich von Koblenz,
80 ha Acker (Zuckerrüben, Raps, Mais, 
Getreide)

„konventionell“
(Anmerkung Autor: erste Lüge, da wir 
den chemisch-syntetischen Pflanzenbau 
erst seit Justus Liebig betreiben und die 
Bios die wahren Konventionellen sind).

Ob im Freundes- und Bekannten-
kreis, während des Landwirt-

schaftsstudiums oder bei uns selbst auf 
dem Hof – immer wieder begegnete 
und begegne ich den Besonderheiten 
der Verflechtungen von Familie und 
Betrieb. Mal sind es die Stärken dieser 
engen Verbindung, die im Vordergrund 
stehen, doch leider oft genug die weni-
ger schönen und schwierigen Seiten. 
Für mich als Gestalttherapeutin ist 
deutlich, dass diese spezielle Situation 
ihre besondere Komplexität hat und 
damit auch ihre jeweils ganz eigenen 
individuellen Lösungen braucht. Oft ist 
im Alltag kaum Zeit, um sich mit den 
nötigen Veränderungen zu beschäfti-
gen. Der Betrieb bekommt Vorrang 
und es findet sich immer etwas zu tun. 
Doch arbeitet es sich nicht viel ein-
facher, kraftvoller und erfolgreicher, 
wenn es einem selbst gut geht und man 
mit sich und seinem Umfeld glücklich 
ist!?
Dies ist eines meiner Ziele, mit denen 
ich seit letztem Jahr unter dem Titel 
„Werkstatt Familie&Hof“ Beratungen 
und Seminare rund um die familiären 
und persönlichen Themen in der Land-
wirtschaft anbiete. Die Themenvielfalt 
bei meinen Angeboten ist groß und die 
Situation der Teilnehmer so individu-
ell wie jeder Einzelne: Für den Einen 
geht es um die Klärung offener Fragen 
zur Hofnachfolge oder auch, wie er 
diese gestalten kann, so dass es ihm 
gut geht. Für den Anderen ist es wich-
tig neue Perspektiven im beruflichen 
und privaten Alltag zu finden – oder 
Konflikte zwischen den Generationen 
zu lösen. Der Dritte fühlt sich überlas-
tet und sucht nach Möglichkeiten, sich 
neu zu organisieren und zu strukturie-

ren. Dies sind nur einige Beispiele von 
vielen.
Die von mir angebotenen Seminare 
widmen sich speziellen Themenberei-
chen, wie „Ein schönes Erbe …“ oder 
„Auftanken für Landwirtinnen“. Das 
Wochenende „Ein schönes Erbe …“ 
unterstützt bei der konstruktiven Aus-
einandersetzung mit der Hofnachfolge 
und dem Finden des persönlichen 
Weges. Bei dem Seminar „Auftanken 
für Landwirtinnen“ geht es sowohl um 
das Entspannen und Erholen, als auch 
um das Entwickeln neuer Perspektiven 
für den beruflichen und/oder privaten 
Alltag. In den Seminaren können sich 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer in 
konstruktiver Distanz zum Alltag und 
im Austausch mit Kolleginnen und Kol-
legen konzentriert mit ihrem speziellen 
Thema auseinandersetzen. In den per-

sönlichen Beratungen kann noch ein-
mal intensiver auf das Anliegen der 
Einzelperson, des Paares oder der Fa-
milie eingegangen werden.
Als Gestalttherapeutin geht es mir 
darum, meinen Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern neue Erfahrungen und 
größere Handlungsspielräume zu er-
möglichen. Diesen Aspekt möchte ich 
mit dem Titel „Werkstatt“ verdeutli-
chen, der für mich dieses aktive Ele-
ment beinhaltet. Besonders wichtig ist 
für mich in meiner Arbeit der Gestalt-
ansatz: eine kreative und aktivierende 
Methode, um im bewussten Kontakt 
mit den eigenen Wahrnehmungen und 
Deutungen, Bedürfnissen, Zielen und 
Ressourcen zu leben – und das im kons-
truktiven Dialog mit sich und anderen. 
Daneben hat der systemische Ansatz 
wichtigen Einfluss auf meine Arbeit, 

Werkstatt Familie & Hof
denn wir existieren nicht für uns allein, 
sondern stehen immer in Beziehungen 
mit anderen Personen – und in unserem 
Falle: auch in Beziehung zum Hof.

Heike Fritsche

Phantastisch. Blaue Kartoffeln. Her-
vorragend.“ „Kartoffel-Connec-

tion“ lautete das Motto der 27. Vater-
Kind-Aktion des Dekanates Maifeld-
Untermosel in Zusammenarbeit mit der 
Familienbildungsstätte Mayen. Es gibt 
ungefähr drei Veranstaltungen im Jahr 
zu unterschiedlichen Themen, hier ging 
es genau darum, die Vielfalt der Kar-
toffelsorten und -zubereitung kennen 
zu lernen und auszuprobieren.
Früh am ersten Tag mit Bollerwagen 
und Hacke zogen wir aufs Feld, auf 
dem das 14köpfige ehrenamtlich tätige 
Organisationsteam, dem ich angehöre,  
lustige (Bamberger) Hörnchenkartof-
feln, spezielle Chipskartoffeln, rote, 
gelbe und auch blaue Kartoffeln im 

Frühjahr gepflanzt hatte, selbst auszu-
graben und zur Basisstation zu schaf-
fen. Vielen Dank an dieser Stelle  Kars-
ten Ellenberg, der durch seine Kartof-
felvielfalt dieses breite Spektrum erst 
ermöglichte. Als Mais kam natürlich 
Bantam zur Aussaat/Ernte.
Im Tal angekommen  wurde  geschält, 
gespalten, gehobelt, geraspelt und die 
Pfannen, Töpfe und Friteusen ange-
worfen, die Väter staunten, wie be-
geistert ihre Kinder bei der Sache wa-
ren.
Zeitgleich wurden durch andere Teil-
nehmer Zwiebeln, Äpfel und Pflaumen 
geerntet und per Unimog rangekarrt. 
Es wurde geschnitten, gehäckselt, ge-
presst und gekocht.

An gleicher Stelle verarbeitete die 
Milchgruppe 120 Liter frische Kuh-
milch zu Butter, Käse und Buttermilch, 
neben dran lief der erste frisch gekel-
terte Apfelsaft; Waffeln, Knödel und 
vieles mehr lud zum Genuss ein.
Wieder wurde die Aktion von Hans-
Peter Liesenfeld unterstützt; er stellte 
viele historische Geräte (vom Apfelkel-
ter bis zur Milchzentrifuge ) zur Verfü-
gung und ließ in seinem Steinofen 50 
Laibe, die die Brotgruppe geknetet 
hatte, abbacken.
Denn eines wollten die Veranstalter 
dieses Mal vermeiden: Dass gehungert 
wurde. Bei der letzten Veranstaltung 
dieser Art vor drei Jahren dauerte es 
teilweise bis zum Spätnachmittag, bis 
es das erste Essen gab. Damals störte 
das einige, andere überhaupt nicht. 
Aber dieses Mal wurden in kurzer Zeit 
hervorragende Pommes und Superchips 
hergestellt – und alle waren die ganze 
Zeit einfach immer nur „pappsatt“, so 
toll schmeckte alles. Selbstredend 
wurde kaltgepresstes Rapsöl verwen-
det, als Demo war eine kleine handbe-
triebene Ölmühle im Einsatz, denn ein 
Ziel der Aktionen ist das Selbermachen. 
Das Organisationsteam stellt zwar Wis-
sen und Material, Kinder und Väter 
aber sind gefordert, zusammen zu tun.
Zum Abschluß am Sonntagnachmittag 
erzählte ich in ein paar Worten, dass 
gerade diese Vielfalt der Sorten, die wir 
erleben durften, in Gefahr schwebt we-
gen einiger multinationalen Konzerne, 
die uns stattdessen genmanipulierte,  
bestrahlte und kastrierte Einheitskost 
verschreiben wollen.

Ralf Wey

Väter und Kinder auf dem Acker



tionen wie Gepa hinaus umgesetzt werden. 
„Fair und Bio müssen mehr zusammen-
wachsen“, so auch die Forderung von 
Bernward Geier (COLABORA).
Abdallah Diop (ESTAF) sieht Hunger 
nicht nur als Folge mangelnder Nahrungs-
mittelproduktion. „Die ökologische Land-
wirtschaft könnte ein wichtiges Instrument 
zur Sicherung der Ernährungsgrundlage 
sein, wenn die Rahmenbedingungen dafür 
gegeben wären.“ Ungleicher Zugang zu 
Land und Ressourcen, ungerechte Han-
delsordnungen sowie fehlende Infrastruk-
tur und industrieller Einfluss verhinderten 
eine Entwicklung. 

Initiative und Visionen 
Zum Ende der Konferenz stand eine 
Sammlung von Lösungsansätzen und Visi-
onen. Auf die Frage, wer sie umsetzt und 
handelt, antwortete ein Student: „Jeder 
einzelne Mensch, der über freie Bildung 
verfügt, kann handeln. Die Macht des 
Konsumenten darf nicht unterschätzt wer-
den. Im bewussten Handeln liegt ein 
großes Potential.“ 

Marlene Herzog

Wer sichert die Welternährung? Zur 
Diskussion dieser Frage trafen sich 

Vertreter politischer Bewegungen, Unter-
nehmens- und Wissenschaftsvertreter so-
wie Praxiserfahrene zur 15. Witzenhäuser 
Konferenz. Organisiert und umgesetzt 
wird sie jährlich von Studenten des Fach-
bereichs für ökologische Landwirtschaft 
der Universität Kassel. Dieses Jahr zog die  
viertägige Veranstaltung täglich etwa zwei-
hundert Besucher an, die sich an Podiums-
diskussionen, Workshops und Vorträgen 
beteiligten. Im Mittelpunkt stand die 
Frage, ob eine flächendeckende ökolo-
gische Landwirtschaft die Welternährung 
sichern kann. 

80 Prozent der Hungernden leben auf 
dem Land

„Alle fünf Sekunden stirbt ein Mensch an 
den Folgen der Armut“. Bernhard Walter 
(Brot für die Welt) eröffnete die Vortrags-
reihe mit Fakten zur aktuellen Lage. Welt-
weit gebe es etwa 854 Millionen hun-
gernde Menschen. Davon lebten etwa 80 
Prozent auf dem Land. Die Bekämpfung 
des Hungers müsse vom ländlichen Raum 

Welternährung ökologisch und fair
Die 15. Witzenhäuser Konferenz diskutiert Lösungen zur Bekämpfung des Hungers
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ausgehen. Dabei sei die nachhaltige Land-
wirtschaft als Schwerpunkt der Entwick-
lung zu sehen.

Ökolandbau als Lösung
Auch Johannes Kotschi (AGRECOL), teilt 
die Meinung, dass nur die ökologische 
Landwirtschaft einen nachhaltigen Beitrag 
zur Lösung des Welternährungsproblems 
darstellt. Seine Statistiken zeigen, dass be-
sonders auf marginalen Standorten, wie sie 
in Entwicklungsländern häufig anzutreffen 
sind, die Erträge ökologisch bewirtschafte-
ter Flächen gegenüber den Erträgen der 
bisherigen, extensiven Landwirtschaft stei-
gen. Der zertifizierte, auf Export ausgerich-
tete ökologische Landbau gehe jedoch an 
den Bedürfnissen der ärmsten Bevölke-
rungsschicht vorbei. Das Hauptproblem 
liege in den erheblichen Kosten, die durch 
eine Zertifizierung entstünden, so Kotschi. 

Fairer Handel 
„Auch der Handel von Bioprodukten folgt 
konventionellen Regeln.“ Laut Armin 
Paasch (FIAN) müssen soziale und faire 
Handelsbedingungen auch über Organisa-
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Kleingruppen im Käfig
Die Kleingruppen für Legehennen stoßen auch bei Wissenschaftlern 
auf Kritik. Professor Michael Erhard (Universität München) bemän-
gelte bei einer Tagung der Stockmeyer-Stiftung in Osnabrück, die 
Unterschiede zwischen Kleingruppe und ausgestaltetem Käfig seien 
nicht sehr groß. Fraglich sei z. B., ob die Flächen zum Scharren und 
Sandbaden groß genug seien. Das neue Haltungssystem sei in 
Deutschland ohne ausreichende Tests und ohne wissenschaftliche 
Untersuchungen durchgesetzt worden. pm

Güstrow gegen Nordzucker
Die Nordzucker stößt bei ihren Plänen, die Zuckerfabrik im meck-
lenburgischen Güstrow zu schließen, auf erheblichen Widerstand. 
Die Nordzucker hatte gehofft, den dortigen Bauern die Aufgabe des 
Rübenbaus und die Quotenrückgabe mit Sonderzahlungen schmack-
haft zu machen und so selber die EU-Anforderungen zur Reduzie-
rung der Zuckerproduktion zu erfüllen. Die Lieferanten der Zucker-
fabrik Güstrow verweisen aber auf die Verpflichtung der Nordzucker, 
ihre Rüben bis 2014 abzunehmen (notfalls per jährlich 6 Mio. Euro 
teurem Transport nach Uelzen) und lehnen das Angebot ab. Beson-
ders pikant, dass derzeit aber sogar Rüben aus dem Raum Uelzen 
nach Güstrow zur Verarbeitung transportiert werden, während 
gleichzeitig (nach der Schließung der dortigen Zuckerfabriken) in 
entgegengesetzter Richtung große Rübenmengen mit LKW-Flotten 
aus Schleswig-Holstein nach Uelzen gebracht werden. en

Neue Saisonarbeiter, alte Regelung
Auch für die nächsten zwei Jahre, bis Ende 2009, wird im wesentlichen 
die bislang gültige Eckpunkteregelung zur Beschäftigung ausländischer 
Saisonarbeitskräfte Bestand haben. Dies hat die Bundesregierung 

beschlossen und damit der von der EU angestrebten 
und in anderen Bereichen wie auch Mitgliedsstaaten 
bereits umgesetzten Arbeitnehmerfreizügigkeit für die 
Landwirtschaft nochmals einen Aufschub verordnet. 
Lediglich flexibilisierende Lockerungen, wie die Mög-
lichkeit in Regionen mit einer Arbeitslosenquote unter 
dem Bundesdurchschnitt von vornherein mehr auslän-
dische Saisonarbeitskräfte bewilligt zu bekommen,  lie-
ßen sich in der Neuregelung verankern. Damit werde 
regionalen Unterschieden auf dem Arbeitsmarkt stärker 
Rechnung getragen, so Bundeslandwirtschaftsminister 
Horst Seehofer, und es werde ein Beitrag zur Entbüro-
kratisierung geleistet. Um die immer geringere Bereit-
schaft polnischer Arbeitskräfte, in Deutschland zu arbei-
ten, abzufangen, sollten nun vermittelnde Absprachen 
mit Bulgarien getroffen werden. DBV und CDU wollen 
auch Verhandlungen mit anderen osteuropäischen 
Staaten aufgenommen wissen. Der Vizechef der 
Gewerkschaft IG Bauen-Agrar-Umwelt bezeichnete es 
als kein Wunder, dass niemand auf Deutschlands Äcker 
arbeiten kommen wolle, die Entlohnung sei die viert-
schlechteste in Europa. Auf seine Initiative hin gab der 

Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) eine Stellung-
nahme ab, in der er sich für ein freiwilliges Siegel für faire Saisonarbeit 
ausspricht. Es müssten für alle wandernden Arbeitskräfte in Europa Min-
deststandards für Arbeits- und Wohnverhältnisse entwickelt werden, so 
der EWSA. cs

FAO zweifelt am Ökolandbau
Die Landwirtschafts- und Ernährungsorganisation der Vereinten Natio-
nen (FAO) sieht im Ökolandbau keine Alternative im Kampf gegen 
den Hunger in der Welt. Ihr Generaldirektor, der Senegalese Jacques 
Diouf erklärte, ohne den gezielten Einsatz von Mineraldüngern ließen 
sich nicht heutzutage 6 Mrd. und im Jahr 2050 rund 9 Mrd. Menschen 
auf der Erde ernähren. Zwar wolle auch er einen vorsichtigen, sachge-
mäßen Einsatz chemischer Betriebsmittel, aber grundsätzlich müsse die 
Agrarproduktion gerade in vielen Ländern Afrikas mit Chemie ange-
kurbelt werden. Laut Bericht der tageszeitung gebe es denn auch 
bereits in den USA eine Stiftungsinitiative für eine neue Grüne Revolu-
tion für Afrika. Auch die im deutschen Industrieverband Agrar organi-
sierten Agrochemiehersteller begrüßen laut taz die Klarstellung der 
FAO. Die Menschenrechtsorganisation Fian betont hingegen einmal 
wieder, dass der Welthunger ein Verteilungsproblem ist. Es haben die 
nichts zu essen, die keinen Zugang zu Land und Ressourcen haben, da 
können ihre Nachbarn noch so viel ernten... cs
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Das DLG-Kolloquium 2007 stand un-
ter dem Motto „Intensitäten der 

Landwirtschaft neu bewerten.“ Man will 
sich den Herausforderungen des Klima-
wandels, des Bevölkerungswachstums  und 
des steigenden Nahrungs- und Energiebe-
darfs stellen und finanziell teilhaben. Die 
Weltmärkte sind begrenzt. Internationale 
Märkte haben für viele Agrarfunktionäre 
eine fortwährend starke Anziehungskraft. 
„Ein Potential, das es zu nutzen gilt“, be-
stätigt auch Jochen Bartmer, Präsident der 
DLG. Die FAO dokumentiert seit vielen 
Jahren die weltweite Bevölkerungsent-
wicklung, die Versorgung mit Lebensmit-
teln und den Lebensstandard der jewei-
ligen Bevölkerung. Länder wie China oder 
Indien, in denen sich die Einkommenssitu-
ation verbessert, sind potentielle Abnehmer 
landwirtschaftlicher Produkte aus Europa. 
Das Resümee von Dr. Josef Schmidhuber, 
FAO-Senior Economist ist allerdings er-
nüchternd „Der Großteil der Rallye ist 
bereits gelaufen.“ Die Märkte sind weitest-
gehend entwickelt, in Zu-
kunft werden nur noch we-
nige Regionen in Südame-
rika und Asien als potenti-
elle Kunden hinzukommen. 
Das bedeutet aber nicht, 
dass es auf der Welt keinen 
weiteren Bedarf an Lebens-
mitteln gäbe. Hungernde 
wird es auch in Zukunft vor 
allem in Afrika südlich der 
Sahara geben. Aber wer 
hungert hat kein Geld und 
kommt als Marktpartner 
nicht in Betracht. Neben der 
Versorgung mit Nahrungs-
mitteln wird es vor allem der 
zunehmende Wassermangel 
sein, der die Lebensgrund-
lage der Menschen in Afrika 
bedroht. Für ressourcenschwache Staaten, 
die weder über Agrarrohstoffe noch über 
Energiereserven verfügen, wird die Zu-
kunft zunehmend problematisch. Problem: 
Bei steigenden Energie- und Nahrungsmit-
telpreisen sind Länder, die weder über das 
eine noch das andere verfügen, in einer 
„lose/lose“ Situation und dementspre-
chend in schlechten Bedingungen für die 
Entwicklung der eigenen Volkswirtschaft.

Blanker Zynismus
„Was kostet es, in einer zugegeben etwas 
eigenen Währung, an toten und hun-
gernden Menschen, wenn wir nichts tun?“ 
fragte der DLG-Vizepräsident Prof. Dr. 
Jürgen Rimpau. Bezug nehmen wollte er 
mit der Frage, die unbeantwortet blieb, auf 
eine Aussage von Sir Nicolas Stern. Der 
Chefökonom der englischen Zentralbank 
hatte zu Beginn des Jahres die Schäden 

durch den Klimawandel in ein Verhältnis 
zu den Kosten von Klimaschutzmaßnah-
men gestellt und gezeigt, dass sofortiges 
Handeln bei weitem die günstigste Vari-
ante ist. Das Leid von Menschen oder gar 
ihren Tod hat Stern dabei wohl bewusst 
nicht in die Waagschale geworfen.

Von Realitäten gefangen 
Für den Präsidenten der DLG, Jochen 
Bartmer, war die Bedeutung der deutschen 
Landwirtschaft und ihrer Potentiale für die 
Versorgung der Weltbevölkerung mit Nah-
rungsmitteln und nachwachsenden Roh-
stoffen in der Zukunft klar. Deutlich dif-
ferenzierter betrachtete Clemens Dirscherl, 
Beauftragter für agrarsoziale Fragen des 
Rates der evangelischen Kirche, die Situa-
tion. Er machte deutlich, dass allein die 
rechnerische Verfügbarkeit von Nahrungs-
mitteln in ausreichender Menge nicht ge-
nügt. Vielmehr müsse es eine Verteilungs-
gerechtigkeit geben, die allen Menschen 
den Zugang zu den notwendigen Ressour-

Auf der Suche nach der Innovation
Mit Klimawandel und Hunger für eine rationalisierte Landwirtschaft

2. Der Ausblick bis 2015/2030/2050

Nochmals 3 Mrd Menschen mehr in den 
nächsten 50 Jahren
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cen, Nahrung und Energie, gewährt. Wenn 
die Weltbevölkerung in den kommenden 
50 Jahren von derzeit 6 Mrd. auf dann 9 
Mrd. anwachsen sollte, muss eine effizi-
ente, aber eben auch nachhaltige Form der 
Nahrungsmittelproduktion gefunden wer-
den. Die Ideen einiger Landwirte im Audi-
torium, die sich auf ein „Gib ihm was du 
kannst. Umwelt spielt keine Rolle, wenn 
der Ertrag stimmt“ freuten, könnten auch 
im DLG-Präsidium Gefallen finden. Man 
dürfte aber schlau genug sein, derartiges 
weniger offensiv vorzubringen. Den Um-
weltschützer freut es, dass nur einen Tag 
später das Bundesumweltministerium die 
nationale Strategie zur biologischen Viel-
falt der Bundesregierung vorgestellt hat. 
Die Landwirtschaft wird demnach auch in 
Zukunft ökologische und damit nachhal-
tige Kriterien nicht ignorieren können. Gut 
so. mn
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Experten haben aber bereits vorge-
rechnet, dass zum Beispiel Nami-

bias Wirtschaft nach Öffnung der 
Grenzen mit 45 Millionen Euro Verlust 
rechnen muss. Die Verluste wären dann 
rund vier mal höher als die jährliche 
Entwicklungshilfe aus der EU. Alle wis-
sen, dass die freie Fahrt von EU-Billig-
importen fatale Auswirkungen auf die 
lokalen Märkte von Entwicklungs- und 
Schwellenländern hat (siehe Interview 
gegenüberliegende Seite). Und trotzdem 
haben am Ende bis auf acht Länder die 
AKP-Staaten Freihandelsabkommen 
mit der EU zugestimmt (bis Redakti-
onsschluss der BS). 

Die EPA-Verhandlungen
Seit 2002 verhandelte die EU mit den 
AKP-Ländern über neue Handelsregeln. 
Für die Wirtschaftspartnerschaftsab-
kommen führte die EU seither die Ver-
handlungen mit den in sechs Regionen 
aufgeteilten AKP-Ländern einzeln. Auf 
der handelspolitischen Tagesordnung 
standen der Abbau von Zöllen für 
Agrar- und Industriegüter, aber auch die 
so genannten Singapur-Themen: Inves-
titionen, Wettbewerb, Handelserleichte-
rungen und öffentliches Beschaffungs-
wesen. Gegen diese Themen haben die 
Entwicklungsländer in der Welthandels-
organisation (WTO) erfolgreich oppo-
niert und erreicht, dass sie aus den lau-
fenden Verhandlungen gestrichen wer-
den. Auch der Abbau der Handels-
schranken für Güter in den AKP-Län-
dern geht weit über die WTO-Verhand-
lungen hinaus, die im Schnitt eine Hal-
bierung der Zölle für Industrieländer 
und eine etwas geringere Zollsenkung 
für Entwicklungsländer vorsehen. Mit 
nur ganz wenigen Ausnahmen sollen die 
AKP-Staaten ihre Zölle gegenüber der 
EU abbauen und zwar auf Null. 

Die EU drückt ein bilaterales Freihandelsabkommen nach 
dem anderen durch. Das aktuellste Beispiel ist das Wirt-
schaftspartnerschaftsabkommen (EPA – European Partner-
ship Agreement).
EU-Handelskommissar Peter Mandelson behielt sein Poker-
face bis zum Schluss. In den Verhandlungen um Wirtschafts-
partnerschaftsabkommen zwischen der EU und den 79 Län-
dern Afrikas, Asiens und des Pazifiks (AKP-Staaten), die den 
Ende diesen Jahres auslaufenden Cotonou-Vertrag ersetzen 
sollen, spielte er die besten Karten aus. Die ehemaligen 
Kolonien würden ihre Handelspräferenzen in die EU für fast 
alle Produkte verlieren, wenn sie nicht bereit wären, ihrer-
seits die Einfuhrbarrieren für EU-Produkte fast komplett 
abzuschaffen. Auch würde ohne ein Abkommen die zusätz-
lich angekündigte Zahlung von Entwicklungshilfe gestrichen. 

Eine gegen Alle

Zersplitterung der Regionen
Über Jahre konnte keine Einigung er-
zielt werden. Ohne Anschlussregelung 
hätten die AKP-Länder ab 1. Januar 
2008 ihre Handelspräferenzen für ihren 
Export in die Gemeinschaft verloren. 
Mit dem immer näher rückenden Jah-
resende haben dann die ersten fünf 
Länder in Ost- und Südafrika angekün-
digt, dass sie einem Interimsabkommen 
zustimmen wollen. Darin sagen die 
Länder zu, ihre Zölle für Güter in den 
kommenden Jahren abzuschaffen, und 
verpflichten sich, noch im nächsten 
Jahr über die Singapur-Themen zu ver-
handeln. Eine ähnliche Zusage machten 
kurze Zeit später vier weitere afrika-
nische Länder. 
Die Verhandlungsmacht der AKP-Län-
der zerbröckelte und am 14. Dezember 
haben allen voran afrikanische Länder 
ihre Zusage für ein Interimsabkommen 
signalisiert, und die Länder der Karibik 
wollen bis Jahresende sogar noch ein 
vollständiges Wirtschaftspartner-
schaftsabkommen abschließen. „Das 
ist Besorgnis erregend“, kritisiert Kers-
tin Bertow von Oxfam. „Abkommen 
mit einzelnen Ländern und Länder-
gruppen abzuschließen erhöht den 
Druck auf die anderen AKP-Staaten, 
sich auf Freihandelsabkommen mit der 
EU einzulassen, obwohl diese verhee-
rende Folgen für ihre eigene wirtschaft-
liche und gesellschaftliche Entwicklung 
hätten. So verringern beispielsweise 
sinkende Zölle die Staatseinkünfte und 
schränken den finanziellen Spielraum 
der Länder bei Ausgaben für Gesund-
heit und Bildung erheblich ein.“

Folgen für die WTO-Gespräche
Im Gegensatz zu den multilateralen 
Handelsgesprächen in der WTO, in der 
die EU die Abschaffung der Exportsub-

ventionen bis 2013 angeboten hat, ist in 
den EPA-Verhandlungen eine Abschaf-
fung der Ausfuhrerstattungen lediglich 
als mögliche Option angegeben. Auch 
die Implementierung wirksamer Schutz-
mechanismen für Entwicklungsländer, 
wie es in der WTO angedacht ist, wird 
von der EU in den regionalen Freihan-
delsabkommen mit den AKP-Ländern 
nicht angestrebt werden. Marita Wig-
gerthale von Oxfam fürchtet negative 
Auswirkungen dieser Abkommen auf 
die WTO-Gespräche: „Die EPA-Ver-
handlungen bringen die Entwicklungs-
länder in eine ungünstige Verhandlungs-
position, um ihre Entwicklungsanliegen 
in den WTO-Verhandlungen durch zu 
bringen, weil sie Spielräume für spezielle 
Schutzmechanismen, den Dienstleis-
tungssektor und die Industriegüter be-
reits aufgegeben haben.“ 

Weitere bilaterale Gespräche
Da die Verhandlungen in der WTO 
stocken und ein Abschluss in abseh-
barer Zeit immer unwahrscheinlicher 
wird, treibt die EU-Kommission auch 
noch andere bilaterale Verträge zur 
Marktöffnung an und immer mehr 
Länder kommen ins Visier. Mit Indien 
laufen Gespräche zum Ausbau der 
Handelsbeziehungen. Zur Grünen Wo-
che soll erstmals eine deutsch-indische 
Agrarkommission tagen. Ebenso will 
die Kommission im nächsten Jahr die 
Verhandlungen mit der ASEAN-
Gruppe fortführen, zu der Länder wie 
Indonesien, Thailand und Malaysia ge-
hören. Auf Eis gelegt sind die Ge-
spräche mit dem südamerikanischen 
Staatenbund Mercosur, zu dem auch 
Brasilien zählt. Die EU zeigt sich zöger-
lich, da Brasilien ein starker Agrarex-
porteur ist. Deshalb ist Mandelson im 
Dezember nach Mexiko, Guatemala 

und Kolumbien gereist, um mögliche 
Chancen für die Ausweitung des Han-
dels zu erkunden. 

Ventil für Schweinemarkt
Bei den Verhandlungen mit Südkorea 
hofft die EU-Kommission bereits im 
ersten Halbjahr 2008 weitere Fort-
schritte zu erzielen und das Abkommen 
vielleicht sogar abzuschließen. Der Ver-
treter des Deutschen Bauernverband in 
Brüssel, Willi Kampmann, sieht in dem 
südkoreanischen Markt eine Chance 
etwa für den Export von Schweine-
fleisch. In der EU werden seit längerem 
mehr Schweine produziert als ver-
braucht. Dementsprechend niedrig sind 
die Preise. Aber profitieren die Bauern 
aus Deutschland und der EU von sol-
chen Exportmärkten? Schweineprodu-
zent Günther Völker aus Rheda-Wie-
denbrück (NRW) sieht das skeptisch: 
„Es ist keine Stabilität in diesen Ab-
satzwegen. Wenn ein Konkurrent auf 
dem Weltmarkt billiger anbieten kann, 
dann bricht hier alles weg.“ Im Gegen-
satz zu Milchpulver oder Butter sei 
Fleisch ein Frischprodukt. „Diese Wa-
ren müssen zügig weg aus der EU“, so 
Völker.

Fazit
Die Freihandelsabkommen sprießen 
wie Pilze aus dem Boden. Die immerhin 
kleinen Erfolge, die in den WTO-Ver-
handlungen errungen wurden, fallen 
dabei unter den Tisch. Die EU als Wirt-
schaftsmacht bestimmt die Regeln, wo-
bei es in der Hauptsache um mehr 
Marktzugang geht. Der Marktzugang 
muss aber, egal ob regional oder multi-
lateral, qualifiziert werden für eine so-
ziale, umweltverträgliche und zukunfts-
fähige Landwirtschaft auf dieser Welt.
 Berit Thomsen
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Unabhänige Bauernstimme: Herr 
Mwemba, Sie sind Milchbauer in Sam-
bia. Beschreiben Sie uns Ihre Farm.
John Mwemba: Ich habe einen 16 
Hektar großen Betrieb, den ich mit 
meiner Familie bewirtschafte. Auf der 
Hälfte der Fläche bauen wir Mais an 
vor allem für den Eigenverbrauch. Ei-
nen kleinen Teil der Ernte verkaufen 
wir. Die andere Hälfte der Fläche nut-
zen wir als Weide- und Futterfläche für 
unsere 19 Rinder. Davon sind einige 
für die Fleischerzeugung und einige 
werden als Arbeitstiere für Zugarbeiten 
auf dem Feld eingesetzt. Von den acht 
Milchkühen sind bisher vier Kühe mit 
besseren Milchrassen eingekreuzt. Die 
Kühe geben im Schnitt 50 Liter am 
Tag. Während der Trockenzeit, die von 
April bis November dauert, sinkt die 
Milchleistung auf etwa 15 Liter pro 
Tag. Das ist ein Problem für die Bauern 
in Sambia, weil dadurch auch ihr Ein-
kommen sinkt. 

Welche Bedeutung hat denn die Milch 
für die Bauern in Ihrer Region? 
Die Milcherzeugung ist sehr bedeutend 
für das monatliche Einkommen der Bau-
ern. Früher haben wir hauptsächlich 
Mais angebaut zum Eigenverzehr, aber 
auch als Cash-Crop. Allerdings hatten 
wir durch den Verkauf nur einmal im 
Jahr ein Einkommen erwirtschaften 
können, was nicht bis zur nächsten 
Ernte reichte. Außerdem sind die Pro-
duktionskosten für Mais teurer als für 
die Milcherzeugung. Deshalb haben die 
Bauern begonnen, Milch zu produzie-
ren. Zunächst ausschließlich für den 
Eigenbedarf. Vor zwölf Jahren wurde 
dann die Kooperative „Magoye Small-
holder dairy farmers Cooperative“ ge-
gründet. Seither verkaufen wir die Milch 
auch. Dadurch hat sich das Einkommen 
der Bauern wesentlich verbessert. 

Wie funktioniert die Kooperative?
Wir haben heute 300 Kleinproduzenten 
in der Kooperative, die zusammen 

3.000 Liter Milch am Tag liefern. In 
der Trockenzeit sinkt die tägliche 
Milchmenge allerdings auf 1.000 Liter. 
Die Milch muss von den Bauern bis zur 
Sammelstelle im Dorf geliefert werden. 
Das geschieht entweder zu Fuß oder 
mit dem Fahrrad. Wir müssen zum Bei-
spiel unsere Milch täglich 18 Kilometer 
mit dem Fahrrad bis zur Sammelstelle 
fahren. Die Kooperative bringt die ge-
samte Milch dann von da aus bis zur 
Molkerei Parmalat (italienischer Le-
bensmittelkonzern, Anm. der Red.), 
mit denen wir einen Vertrag haben. 
Parmalat zahlt monatlich nach der Lie-
ferung den Milchpreis an die Koopera-
tive und am Ende erhalten die Milch-
bauern ihr Milchgeld. Es ist notwendig, 
in einer Kooperative zusammenzuar-
beiten, um die Vermarktungskosten zu 
reduzieren und überhaupt die Milch 
verkaufen zu können. 

Sie haben die sinkende Milchleistung 
in der Trockenzeit angesprochen. Mit 
welchen Problemen sind die Milch-
produzenten noch konfrontiert? 
Zunächst einmal haben wir keine 
Marktmacht gegenüber Parmalat und 
sind darauf angewiesen, welchen 
Milchpreis die Molkerei uns auszahlt. 
Parmalat ist die einzige Molkerei. Es 
gibt also auch keine Alternative. Dann 
erzeugen wir in der Trockenzeit weni-
ger Milch, wodurch unser Einkommen 
in der Zeit sinkt. Wir haben bisher 
nicht die Möglichkeit, selbst ausrei-
chend Futter zu konservieren etwa als 
Silage, und es fehlt an finanziellen Mit-
teln, um Futter zu kaufen. Außerdem 
geben unsere Kühe bisweilen noch sehr 
wenig Milch, da es meist Fleischrinder 
sind. Wir müssten vermehrt in die 
Züchtung investieren.

Ihr Land hat ein Freihandelsabkom-
men mit der EU zugesagt. Wie wirkt 
sich Ihrer Meinung nach ein solches 
Abkommen auf die Kleinbauern im 
Mazabuka-Distrikt aus?

Wir sind nicht in der Lage, mit billigen 
Milchimporten aus der EU zu konkur-
rieren. Es ist zu befürchten, dass wir 
unsere Absatzmärkte verlieren. Wir 
könnten dann keine Milch mehr produ-
zieren. Das würde uns in die totale Ar-
mut führen. Es gibt zurzeit keine Alter-
nativen zur Milchproduktion für die 
Kleinproduzenten. In Sambia sind ty-
pische landwirtschaftliche Produkte 
neben Mais und Milch noch Blumen 
und Kaffee. Blumen und Kaffee werden 
aber hauptsächlich auf großen Planta-
gen angebaut. Unsere Regierung darf 
EPA nicht unterzeichnen. Wir müssen 
uns vor Billigimporten schützen kön-
nen.

Für Sie ist es Ihr erster Besuch in 
Deutschland. Was werden Sie zu 
Hause berichten?
Wenn ich zurückgehe, dann werde ich 
erzählen, dass es in Deutschland viele 
Menschen und Organisationen gibt, die 
sich für unsere Belange einsetzen. 

Für das Gespräch
bedankt sich Berit Thomsen

„Unsere Regierung darf EPA nicht unterzeichnen“
Die Sicht eines Milchbauern aus Sambia zu dem geplanten bilateralen Freihandelsabkommen der EU

John Mwemba vor Fotografien aus seiner Region. Diese Ausstellung wird entwickelt im 
 Projekt „Afrikas Kleinbauern im Blickpunkt – eine Stimme in der EU-Handelspolitik“ von u. a. 
Germanwatch und FIAN und wurde am 11. und 12. Dezember erstmalig in Berlin gezeigt.

John Mwemba ist Milchbauer im Mazabuka-Distrikt im Süden 
von Sambia etwa 180 Kilometer von der Hauptstadt Lusaka 
entfernt. Mwemba führt als Direktor die Kleinbauern Koope-
rative „Magoye Smallholder dairy farmers Cooperative“ und 
beschreibt in dem Interview die Situation der Milchbauern in 
seiner Region und die möglichen Folgen der EPA-Verhand-
lungen für sambianische Kleinproduzenten. In der Kleinbau-
ern Kooperative wurde 2006 das „Magoye Pilot Projekt“ zur 
Bewusstseinsbildung des Cotonou-Abkommens und der EPA-
Verhandlungen gegründet.

Kleinbauern in Sambia
Die südafrikanische Republik Sambia 
gehört zu den 50 am wenigsten ent-
wickelten Ländern (LDCs) dieser Welt.
20 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
wird in der Landwirtschaft erwirtschaf-
tet. 67 Prozent der Arbeitskräfte sind in 
der Landwirtschaft beschäftigt. Mehr als 
90 Prozent der ländlichen Haushalte sind 
Kleinbauern. Armut und sinkender Kalo-
rienverbrauch sind Indikatoren dafür, 
dass die Ernährungssicherung immer 
noch bedroht ist. 

Was bräuchten Sie an Verbesserungen 
in Ihrer Region, um die Ländliche 
Entwicklung zu stärken?
Wir brauchen finanzielle Unterstüt-
zungen, damit wir die Milchleistung 
der Kühe verbessern können. Es muss 
Futter für die Trockenzeit angebaut, 
gelagert und zugekauft werden. Auch 
müssen wir die Milchleistung der Kühe 
durch Züchtung verbessern. Wir benö-
tigen strukturelle Verbesserungen, da-
mit etwa der Transport der Milch von 
den Kleinproduzenten bis zur Sammel-
stelle erleichtert wird. Das ist derzeit 
noch sehr aufwendig und mühselig. 
Außerdem müssten Alternativen zur 
Weiterverarbeitung und Vermarktung 
aufgebaut werden, damit wir nicht auf 
Parmalat als einzigen Abnehmer ange-
wiesen bleiben.
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Vom 16. bis zum 18. November 
2007 fand in Agurain (Basken-

land) ein Seminar zu Existenzgrün-
dungen in der Landwirtschaft statt. 
Veranstaltet wurde das Seminar von 
der baskischen Bauerngewerkschaft 
EHNE. Die europäische Jugend von 
Via Campesina traf sich, um Erfah-
rungen und Informationen über die 
Einstiegsmöglichkeiten in die prak-
tische Landwirtschaft in den verschie-
denen Ländern Europas auszutauschen. 
Engagierte junge Menschen aus 
Deutschland, Belgien, Österreich, Bas-
kenland, Frankreich, Spanien und der 
Schweiz verschafften sich erstmals ei-
nen Überblick.  Schnell waren sich die 
Teilnehmenden darüber einig, dass 
Existenzgründungen und außerfamili-
äre Hofübergaben für die Zukunftsfä-
higkeit einer bäuerlichen Landwirt-
schaft unabdingbar sind. In vielen eu-
ropäischen Ländern gibt es gut ausge-
bildete junge Menschen, die in die 
praktische Landwirtschaft einsteigen 
möchten, ohne einen Hof zu erben.  Ein 
Blick in einzelne Länder Europas zeigt 
unterschiedliche Entwicklungen und 
Hemmnisse für den Einstieg in die 
Landwirtschaft. 

Belgien
Im wallonischen Teil Belgiens gibt es 
derzeit ca. 16.000 landwirtschaftliche 
Betriebe, jährlich geben allerdings 
1.000 Höfe die Bewirtschaftung auf. 
Höfe mit weniger als 50 ha gelten als 
nicht lebensfähig. Dennoch streben 
viele junge Menschen auf die Höfe. Die 
Schwierigkeiten für Existenzgrün-
dungen bestehen vor allem beim Zu-
gang zu Land.  Spekulanten, aber auch 
die Auswirkungen der europäischen 
Agrarpolitik, deren wesentliches Para-
digma durch die Begriffe „Wachsen 
oder Weichen“ geprägt ist, sind hierfür 
verantwortlich. Für Existenzgründer 
gibt es dennoch Unterstützungsmög-
lichkeiten; unter bestimmten Kriterien 
gibt es öffentliche Fördermittel. Positiv 
zu bewerten ist dabei vor allem, dass 
nicht etwa eine Mindestgröße des Be-
triebes vorausgesetzt wird, sondern 
vielmehr die Erzeugung von Qualitäts-
produkten. 

Baskenland
Im Baskenland zeigt sich ebenfalls ein 
starker Strukturwandel. 50 % der land-
wirtschaftlichen Betriebe haben in den 
letzten zehn Jahren die Bewirtschaftung 
eingestellt. Zurückgeführt wird dies vor 
allem auf die wirtschaftlich schlechte Si-
tuation des Agrarsektors und die Auswir-

kungen der EU-Agrarpolitik. Wie in Bel-
gien haben auch hier Existenzgründer 
große Schwierigkeiten beim Zugang zu 
Land. Häufig kommen sie aus der Stadt, 
sind gut ausgebildet, verfügen aber nicht 
über ausreichend praktische Erfahrungen 
und Kontakte. Die traditionelle Ausbil-
dung berücksichtigt die Aspekte der Exis-

che Förderprogramme für Neueinstei-
ger und auch eine Unterstützung der 
Altbauern (u. a. Prämien für den Erhalt 
der Betriebe), diese sind aber nicht an 
die tatsächlichen Bedürfnisse angepasst. 
So sind auch in Frankreich die Haupt-
probleme der Zugang zu Land und 
Hofstellen. Das Land geht traditionsge-

Jugend von Via Campesina die Not-
wendigkeit, auf europäischer Ebene 
gemeinsam Lösungen zu erarbeiten. Ein 
erster Schritt dazu soll die Durchfüh-
rung eines Jugendcamps sein, das zeit-
gleich zum Europäischen Sozialforum 
im September 2008 in Malmö (Schwe-
den) stattfinden soll. Hier soll interes-
sierten jungen Menschen die Möglich-
keit eröffnet werden, sich intensiv mit 
dem Thema der landwirtschaftlichen 
Existenzgründung zu befassen. Das 
Camp soll die Basis dafür bieten, mit 
anderen Menschen in Kontakt zu kom-
men, die einen Einstieg in die Land-
wirtschaft planen. Es gilt Erfahrungen 
auszutauschen, über die Thematik zu 
diskutieren, aber auch praktische 
Übungen durchzuführen und Lösungen 
zu finden, um mögliche Hindernisse  
bei einem Einstieg zu beseitigen. 

Europäisches Jugendcamp
Die Europäische Jugend von Via Cam-
pesina lädt alle Mitgliedsorganisationen 
dazu ein, sich an der Organisation des 
Jugendcamps zu beteiligen.  Die Infor-
mationen sollen an junge Menschen 
und Jugendorganisationen weitergege-
ben werden, die Interesse an der Land-
wirtschaft in ihrem Land haben. Die 
Vorarbeit zum Jugendcamp hat bereits 
begonnen. Im Februar 2008 werden in 
Frankreich und im Juni 2008 in 
Deutschland Vorbereitungstreffen statt-
finden.

Netzwerk im Aufbau
Parallel dazu ist der Aufbau eines Eu-
ropäischen Netzwerkes geplant, das 
zum Ziel haben soll, jungen Existenz-
gründern mehr Praxiserfahrungen zu 
ermöglichen. In den  Mitgliedsländern 
werden landwirtschaftliche Betriebe 
gesucht, die sich vorstellen können, für 
einen begrenzten Zeitraum junge Men-
schen aufzunehmen und ihre Erfah-
rungen für den Aufbau eines landwirt-
schaftlicher Betriebes weiterzugeben. 
Aber auch die Werte bäuerlicher Land-
wirtschaft sollen vermittelt werden. 

Für mehr Informationen, Fragen oder 
Teilnahme an der Organisation des Ju-
gendcamps, den Aktivitäten der Euro-
päischen Jugend von Via Campesina 
oder allgemein zu landwirtschaftlichen 
Existenzgründungen stehen als An-
sprechpartner zur Verfügung:
Morgan Ody, European staff person of 
la via campesina, Tel. 003222173112; 
morganody@yahoo.fr
Christian Vieth, Uni Kassel, Tel. 
0554298-1603; vieth@hoffinder.de

Zukunftsperspektive bäuerliche Landwirtschaft
Landwirte diskutieren über Hofnachfolge in Europa und die Zukunft der Höfe

tenzgründung kaum und ist in ihrer Aus-
richtung auf die Intensivierung landwirt-
schaftlicher Betriebe festgelegt. Unterstüt-
zung gibt es durch EHNE, die eigene 
Existenzgründungsseminare initiiert und 
Existenzgründer intensiv beim Grün-
dungsprozess begleitet.

Deutschland
Die Hofnachfolgesituation in Deutsch-
land stellt sich ebenso kritisch dar. Von 
den derzeit 330.000 landwirtschaft-
lichen Betrieben, stellen jährlich 15.000 
ihre Aktivität ein. Bei zwei Drittel aller 
landwirtschaftlichen Betriebe ist die 
Hofnachfolge ungesichert oder nicht 
vorhanden. Andererseits gibt es bun-
desweit viele junge und gut ausgebil-
dete Menschen, die einen Einstieg in 
die Landwirtschaft planen, aber auch 
in Deutschland einer Vielzahl von Hin-
dernissen gegenüber stehen. Kernprob-
leme sind der Zugang zu Land und Hof 
sowie die Finanzierung. Informations- 
und Beratungsangebote sind kaum vor-
handen. Auch die Zusammenarbeit mit 
den abgebenden Betriebsleitern gestal-
tet sich oftmals schwierig.  

Frankreich
Auch hier schließen 15.000 Betriebe 
jährlich ihre Tore. Zwar gibt es staatli-

mäß an benachbarte Betriebe und die 
Altbauern können sich oftmals nicht 
vorstellen, ihren Betrieb für einen au-
ßerfamiliären Nachfolger zur Verfü-
gung zu stellen. Letztlich fehlt ein kul-
tureller Wandel, der für eine Forcierung 
außerfamiliärer Hofübergaben drin-
gend notwendig erscheint. 

Schweiz und Österreich
Neben den schon beschriebenen Pro-
blemen in den anderen Ländern kommt 
hier erschwerend hinzu, dass poten-
zielle Neueinsteiger beim Zugang zu 
Land und Hofstellen mit Maklern kon-
kurrieren, die eine Umnutzung der 
Höfe für touristische oder private 
Wohnzwecke vorsehen. Durch Speku-
lationen steigen die Preise für die Hof-
stellen.

Probleme vergleichbar
In den beschriebenen Ländern bestehen 
die Schwierigkeiten vor allem beim Zu-
gang zu Land, Hofstellen und Krediten. 
Die Tatsache, dass die finanzielle Un-
terstützung und Beratung nicht mit den 
Erfordernissen übereinstimmen, der 
Mangel an Information und entspre-
chenden Ausbildungsmöglichkeiten 
verschlimmern die Situation. Vor die-
sem Hintergrund sieht die Europäische 

Für eine Übergabe zu spät! Foto: Redaktion
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Es diskutieren:

- Percy Schmeiser  kanadischer Bauer im Widerstand gegen die Gentechnik

- Matthias Miersch, Rechtsanwalt, vertritt seit 1999 die Bauern der IGN

- Klaus Buschmeier, Bauer, Saatgutvermehrer und Getreideaufbereiter,    

   IGN-Sprecher

- Annemarie Volling, Sprecherin des Bündnis für gentechnikfreie Land    

  wirtschaft Niedersachsen, Bremen, Hamburg.

Die Schmeisers befinden sich vom 04. bis 18. Januar auf

Deutschlandtour. Weitere Termine und Kontakte unter:

www.gentechnikfreie-regionen.de

Vom Acker bis zum Teller-
der Kampf um das Saatgut
Samstag, 12. Januar 2008, um 19:30 Uhr

In der Alten Reithalle, Winsener Straße 34 G, Soltau

Veranstaltung mit den Trägern

des alternativen Nobelpreises 2007

Percy und Louise Schmeiser

Die Briefe fangen ganz individuell an, 
beschreiben die Erfolgsgeschichte des 

jeweiligen Absenders – eines erfolgreichen 
deutschen Pflanzenzüchtungsunterneh-
mens. Dann kommt die eine oder andere 
Erklärung dazu, warum die erfolgreiche 
Arbeit des Unternehmens an innovativen 
Produkten – neuen Pflanzensorten – eine 
teure Angelegenheit ist, die nur über eine 
Nachbaugebühr zu finanzieren ist. Und 
damit ist der Kern des Anschreibens er-
reicht, nun wird im erst noch so individu-
ellen Brief mit Textbausteinen gearbeitet, 
etwa so: „Aufgrund von Lücken im gelten-
den Gesetz, das ein nicht mehr zeitge-
mäßes, außerordentlich bürokratisches 
Erhebungsverfahren verlangt, zahlen je-
doch immer weniger Landwirte Nachbau-
gebühren. Durch diese eklatante negative 
Entwicklung werden gesetzeskonform 
handelnde Landwirte gegenüber Nachbau 
betreibenden deutlich benachteiligt, und 
die für weitere Forschung und Entwick-
lung benötigten Einnahmen der Züchter 
sinken.“ Mit sachlichen Fehlern – das gel-
tende Gesetz „verlangt“ durchaus nicht 
nur das eine, bislang angewendete Erhe-
bungsverfahren und Nachbau zu betreiben 
ist natürlich gesetzeskonform – soll der 
Text Stimmung machen für die Neurege-
lung des Nachbauparagraphen im Sorten-
schutzgesetz. Das Bundeslandwirtschafts-
ministerium hatte wahrscheinlich in enger 
Zusammenarbeit mit den Pflanzenzüch-
tern einen Entwurf für ein neues Sorten-
schutzgesetz erarbeitet, das den Nachbau-
gebühreneinzug über die Aufbereiter von 
Saatgut und die Kartoffelabpacker vor-

sieht. Die Pflanzenzüchter werben nun, 
nachdem alle übrigen beteiligten Interes-
senverbände den Entwurf abgelehnt ha-
ben, für diesen Vorschlag unter anderem 
mit jenen beschriebenen Briefen. Adres-
saten sind die Bundestagsabgeordneten des 
Agrarausschusses und ihre Stellvertreter 
dort. Sie sollen sich dafür stark machen, 
dass der Gesetzentwurf aus dem Ministe-
rium durchgesetzt wird. Die Antwort der 
SPD-Abgeordneten ist auch gemeinschaft-
lich abgestimmt und sehr deutlich: „Wie 
Ihnen sicherlich bekannt ist, wurde dieser 
Gesetzentwurf zwischenzeitlich durch Mi-
nister Seehofer persönlich zurückgezogen, 
nachdem sich sowohl die SPD-Fraktion 
also auch die CDU/CSU-Fraktion gegen 
eine neue Regelung ausgesprochen hatten. 
… Ich setze nun darauf, dass die Beteilig-
ten eine einvernehmliche Lösung im Rah-
men des geltenden Rechts herbeiführen 
und halte daher eine Änderung der gegen-
wärtigen Nachbauregelung für nicht erfor-
derlich.“ 

Bauern = Produktpiraten?
Dass sich der Bundesverband deutscher 
Pflanzenzüchter (BDP) damit zufrieden 
geben wird, ist unwahrscheinlich. Sie set-
zen auf die aus ihrer Sicht bestechende 
Idee, über die Flaschenhälse zu kassieren. 
Und sie setzen auch darauf, dass sie mit ih-
rer neuen Art, aus der Erhebung der Nach-
baugebühren eine Kampagne zum Sorten-
schutz zu machen, in der Politik offene 
Türen einlaufen. So kommentieren sie die 
geplante Steigerung des Einsatzes von Bio-
kraftstoffen von Bundesumweltminister 

Kampagne für den Sortenschutz
Pflanzenzüchter drängen nach wie vor auf Änderung des Sortenschutzgesetzes

Gabriel und Bundeslandwirtschaftsminis-
ter Seehofer mit der Frage: „Biokraftstoffe 
vor der Sackgasse, Fehlender Sortenschutz 
gefährdet Produktivitätsfortschritt in der 
Landwirtschaft.“ Und auch nicht umsonst 
zieht der BDP immer wieder Vergleiche zu 
anderen Branchen (Unterhaltungsindus-
trie, Rundfunk- und Fernsehgebühren), in 
denen Produktpiraterie geächtet und der 
Schutz geistigen Eigentums ihrer Meinung 
nach offenbar als viel schützenswerter von 
der Politik angesehen wird als im Bereich 
des Sortenschutzes. Aber sind denn Bau-
ern, die unter Umständen schon seit Jahren 
Sorten durch eigenen Nachbau weiterent-
wickeln, Produktpiraten und Raubkopie-
rer? Für den BDP (anders als beispielsweise 
in der „alternativen“ Pflanzenzüch-
terszene) gibt es an dieser Stelle offenbar 
nur schwarz oder weiß, keine Graustufen 
dazwischen. Dazu passt, dass der von ih-
nen beauftragte Agrarwissenschaftler Ha-
rald von Witzke von der Humboldt-Uni-
versität in Berlin in seiner Untersuchung 
zum „Ökonomischen Wert der Nachbau-
gebühren für Saatgut in der deutschen 
Landwirtschaft“ zu folgendem Schluss 
kommt: Im Sinne der Bauern und Pflan-
zenzüchter ist es, wenn die Nachbauge-
bühren genauso hoch sind, wie die Z-
Lizenz gebühren. Denn dann ist der Anreiz 
zur Neuentwicklung von Sorten bei den 
Züchtern am größten, das heißt es gibt den 
größten Züchtungsfortschritt und das be-
deutet wiederum auch für die Landwirte 
den maximalen betriebswirtschaftlichen 
Ertrag. Ja, wenn die Welt so einfach wäre.
 cs

Ein Bauer kauft Maissaatgut. Die Sorte: 
Ronaldinho. Von seinem Landhändler 

lässt er sich mündlich bestätigen, dass er 
eine GVO-Erklärung bekommt, die ihm 
die Untersuchung des Lots, aus dem auch 
seine Partie stammt, bescheinigt. Die Zeit 
geht dahin, doch die Bescheinigung kommt 
nicht. Stattdessen bekam der Bauer einen 
Zettel, auf dem steht, weshalb man eine 
Verunreinigung nicht gänzlich ausschlie-
ßen kann: Schließlich werden die Pflanzen 
im Freiland vermehrt. Herr Voltmann von 
der KWS erklärt auf Nachfrage der Bau-
ernstimme, dass jede Saatgutpartie getestet 
wird. „Wir haben eine hochqualifizierte 
Qualitätskontrolle“ Werden Verunreini-
gungen festgestellt, wird die Partie aus 
dem Verkehr gezogen. Warum also ist es 
dann aber nicht möglich, als Käufer eine 
Kopie des Untersuchungstestats zu bekom-
men. „Das machen wir nicht!“ ist die ein-
deutige Aussage von Herrn Voltmann. 
Aber warum? Untersuchungsergebnisse 
seien missbraucht worden. Bauern hätten 

Saatgut: intransparent
damit gegenüber Abnehmern argumen-
tiert, das Saatgut sei gentechnikfrei. Dies 
aber könne die KWS nicht garantieren. 
Hierfür müssste alles, bis aufs letzte Korn, 
untersucht werden.  Über die tatsächlichen 
Gründe der KWS lässt sich nur spekulie-
ren. Vielleicht will man vermeiden, dass in 
der aktuellen Diskussion um Grenzwerte 
für Saatgut deutlich wird, dass eine Festle-
gung auf die Nachweisgrenze durchaus 
noch praktikabel ist. 
Dass man mit Untersuchungsergebnissen 
auch transparent umgehen kann zeigt das 
Unternehmen Maisadour.  Hier wird dem 
Landwirt bestätigt, dass die Partien unter-
sucht wurden und dass dabei keine gen-
technischen Verunreinigungen gefunden 
wurden. Wenn die Untersuchungsergeb-
nisse für mehr Landwirte zum entschei-
denden Kaufargument werden, sieht sich 
vielleicht auch die KWS gezwungen, in Zu-
kunft die Ergebnisse ihrer Qualitätssiche-
rung transparent zu machen.

mn

Percy Schmeiser, Träger des 
alternativen Nobelpreises, 
kommt nach Deutschland
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Ziel war es, das Gentechnikgesetz der 
ungeliebten Rot-Grünen Vorgänger-

regierung dahingehend umzubauen, dass 
endlich Platz geschaffen wird für die „in-
novativen, deutschen Bauern der Zu-
kunft“, die sich am Weltmarkt mit ihren 
Kollegen aus Amerika messen wollen. 
Aber auch der Forschungsstandort 
Deutschland, der in der Vergangenheit 
Heimat unzähliger Saatgut- und Biotech-
nologieunternehmen gewesen war, sollte 
wieder an Marktchancen gewinnen kön-
nen.

definiert. In Andeutungen von verschie-
dener Seite wurde aber immer wieder der 
Kenzeichnungsschwellenwert von 0,9 Pro-
zent ins Gespräch gebracht. Unklar bleibt, 
ob die Verwendung  einer wissentlich ver-
unreinigten Partie, auch wenn diese nicht 
kennzeichnungspflichtig ist, zur Kenzeich-
nungspflicht aller Folgeprodukte führt, da 
aufgrund des Untersuchungsergebnis nicht 
mehr von einer zufälligen oder technisch 
unvermeidbaren Verunreinigung ausgegan-
gen werden kann.

Weitreichende Vereinbarungen
Der Entwurf sieht vor, dass Gentechnik an-
bauende Landwirte ihre Nachbarn infor-
mieren müssen, um zu erfahren, welche 
Pflanzen sie anbauen wollen. Der benach-
barte Landwirt wird aber nicht nur infor-
miert, sondern muss sich definitiv festlegen, 
was auf dem jeweiligen Feld angebaut wird. 
Und zwar mindestens drei Monate vor der 
Maisaussaat. Wintergetreide und Raps sind 
zu diesem Zeitpunkt längst gesät und auf-
gegangen. Was aber, wenn Spätfröste die 
Bestände zusammenbrechen lassen oder der 
Hafer wegen Dauerregen im frühen Früh-
jahr nicht gesät werden kann. Ganz spon-
tan könnte es da von Interesse sein, doch 
noch auf Mais auszuweichen. Geht aber 
nicht mehr, denn der Nachbar will Genmais 
anbauen und hat darüber ordnungsgemäß 
informiert. Ob und wie informiert wurde, 
schriftlich oder in der Kneipe beim Bier, 
bleibt übrigens unklar. Wer auf die Infor-
mation nicht reagiert, weil er im Urlaub ist 
oder der Brief im Papierberg unterging, ist 

Vom Wunsch, die Natur zu reglementieren
Der vierte Anlauf zum Gentechnikgesetz ist weder Fisch noch Fleisch – immerhin!

übrigens selbst schuld und verliert sein 
Recht, auf den eigenen Flächen frei zu ent-
scheiden, was angebaut wird. Eine Mah-
nung gibt es nicht.

Absprachen sorgen für Verneblung
Eine ähnlich undurchsichtige Regelung sieht 
der Entwurf des Gentechnikgesetzes für 
„nachbarschaftliche Absprachen“ vor. Im 
direkten Kontakt sollen Landwirte auf die in 
der guten fachlichen Praxis zu ihrem Schutz 
festgeschriebenen Abstände verzichten kön-
nen. Alles ganz einfach, es gilt das Wort un-
ter „Männern“. Solange kein Streit auftritt, 
ist wohl alles in Ordnung. Für alle anderen 
Landwirte wird die Situation undurchschau-
bar, denn die Ansprachen werden nicht öf-
fentlich dokumentiert.  Wie soll der Lohnun-
ternehmer seine Einsätze planen, wenn ihm 
jegliche Orientierung genommen wird?

Schlimmer geht immer
„Aus Sicht des deutschen Bauernverbandes 
wird mit dem vorgelegten Referentenent-
wurf zumindest das Ziel, die Anwendung 
der Gentechnik in Deutschland zu fördern, 
nicht erreicht“, so der DBV in seiner Stel-
lungnahme für den Agrarausschuss. Eine 
langfristige Sicherung einer gentechnik-
freien Land- und Lebensmittelwirtschaft 
lässt sich deshalb aber noch lang nicht ab-
leiten. Deshalb, so die gentechnikkritischen 
Organisationen, sollen sich die Volksver-
treter ihrer Verantwortung bewusst wer-
den und begreifen, dass eine unkontrol-
lierte Ausbreitung von GVO nicht zu über-
schauende Folgen hätte. mn

Wir können noch viel mehr gentech-
nikfreies Soja liefern, wir brauchen 

nur eine gesicherte Nachfrage, um planen 
zu können“, war die Hauptaussage der 
Lieferanten von gentechnikfreiem Soja aus 
Brasilien und den USA auf einer Konferenz 
der Gentechnikfreien EU-Regionen am 5. 
und 6. Dezember in Brüssel. Ein Großteil 
der Soja-Ernten sei ohnehin gentechnik-
frei, es würde nur nach der Ernte vieles 
vermischt und dies müsse eben verhindert 
werden. Warum die Kommission in einer 
„rein wirtschaftlichen, nicht politischen“ 
Studie zu den wirtschaftlichen Auswir-
kungen von nicht-zugelassenen GVOs in 
Futtermittelimporten unter anderem ein 
Szenario malt, in dem nur noch nicht-zu-
gelassenes Soja auf dem Weltmarkt zu ha-
ben ist und die Hähnchen- und Schweine-
produktion in der EU schwer leidet, bleibt 
ihr Geheimnis; zumal auch im Gentech-
Bereich weltweit bisher nur solches Soja 

angebaut wird, das in der EU zugelassen 
ist.  Bäuerinnen und Bauern genau wie 
Zwischenhändler wollen sich die Gentech-
nikfreiheit mit einer Prämie vergüten las-
sen, daher werden die Kosten in der nächs-
ten Zukunft über denen der vermischten 
Ernten stehen. Dass die Kosten eigentlich 
den Verursachern, den Gentech-Verwen-
dern angelastet werden müssten, ist bisher 
ein ungelöstes Problem. Gentechnikfreie 
Fütterung ist jedoch möglich. Beispiele aus 
der Schweiz und Österreich zeigten, dass 
man sich wie in Deutschland auch mit der 
Positivkennzeichnung von tierischen Pro-
dukten ohne Gentechnik behilft. Doch 
mittelfristig muss die Lücke in der Kenn-
zeichnungsverordnung geschlossen wer-
den: Milch, Fleisch und Eier, die mit Gen-
tech-Futter produziert werden, müssen 
gekennzeichnet werden.

Antje Kölling

Gentechnikfreies Soja
internationale Sojakonferenz in Brüssel

Zeit allein ist nicht genug
Lange hat Horst Seehofer an seinen Eck-
punkten gefeilt. Hat sich mit Forschungs- 
und Wirtschaftsministerium und sicherlich 
auch mit der Kanzlerin abgesprochen. Und 
jetzt, wo das Gesetz langsam Formen an-
nimmt, nur Häme von allen Beteiligten. 
Dass das Gesetz große Lücken aufweist, 
kritisieren vor allem die Biobauern sowie 
die Natur- und Umweltschutzverbände. So 
ist es zwar bei einer gesamtschuldnerischen 
und verschuldensunabhängigen Haftung 
geblieben, der Grad der Verunreinigung, ab 
dem der Haftungsfall eintritt, ist aber wei-
terhin offen. Ein eindeutiger Schaden ist 
nach Aussage der Juristen des BMELV erst 
dann gegeben, wenn ein Nachbar seine 
Ernte kennzeichnen muss, weil die gentech-
nischen Verunreinigungen über 0,9 Prozent 
betragen. Allerdings haben viele Unterneh-
men deutlich strengere Kriterien. Nach Auf-
fassung des Bauernverbandes „dürfte der 
Erzeuger in der Bringschuld stehen. Dem-
nach hätte er die Kosten zu tragen.“ Erst 
wenn es zu einer „wesentlichen Beeinträch-
tigung“ gekommen ist, sollen die Kosten 
vom verursachenden Landwirt übernom-
men werden. Worauf sich „wesentliche 
Beeinträchtigung“ bezieht ist nicht näher 

Belagerung des Bundestags geplant. „Auf möglichst vielen Plakatflächen rund um den 
Bundestag belagern wir die Abgeordneten mit Argumenten von Bürger/innen gegen 
Gentechnik in der Landwirtschaft“. Anlass ist die im Januar anstehende Entscheidung 
des Bundestags über das Gentechnikgesetz.
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„Soja, Mais & Co“
Eine neue Broschüre zum Thema Futtermittel ohne Gentechnik hat 
der Verein Regionale Landwirtschaft Münsterland e.V. (RLM) 
erstellt. Sie ist im Internet als download unter: www.sauberbleiben-
ms.de verfügbar oder kann gegen Erstattung der Versandkosten 
beim RLM bestellt werden. RLM e.V., Achtermannstr.10-12, 48143 
Münster, Tel. 0251 511926

„Wir wollen euren Mist nicht !“
Am 21. November protestierten AktivistInnen der Organisation 
Gendreck-weg vor der deutschen Zentrale von Monsanto in Düssel-
dorf gegen den Anbau von gentechnisch veränderten Pflanzen in 
Deutschland. Dabei luden sie einen Anhänger voll Mist direkt vor 
dem Eingangsbereich des Bürogebäudes ab. Die Versuche der Mon-
santo-Vertreter und des zu Hilfe geeilten Anwalts, die Aktivisten 
zum Rückzug zu zwingen, scheiterten an der Akzeptanz und Sym-
pathie der örtlichen Polizei. Die Initiative Gendreck-weg wurde vor 
drei Jahren von Imkern und Landwirten gegründet. Seitdem wur-
den drei öffentliche Feldbefreiungen durchgeführt, die letzte im 
Juli 2007 fand unter großem Medienecho im Oderbruch statt. 

Jan Speckert

80 % der weltweit angebauten gen-
technisch veränderten Pflanzen 

werden als Futtermittel, vor allem Soja-
schrot, verwendet. Über den Sojaimport 
kommen riesige Tonnagen an gentechnisch 
veränderten Pflanzen in die Futtertröge der 
Bauern. Und das, obwohl die Mehrheit der 
Bauern den Einsatz der „Grünen Gentech-
nik“ ablehnt. 

Der Handel blockiert
Wer bei seinem Händler nach gentechnik-
freiem Futter fragt, bekommt nicht selten 
zur Antwort „gibt es nicht“ oder „ist zu 
teuer“. Dabei gibt es genug Ware, und sie 
muss auch nicht teuer sein. Dies kann Josef 
Feilmeier, Mischfutterhändler aus dem 
Landkreis Passau, bestätigen. „Gentech-
nikfreie Futtermittel sind preiswerter“ 
rechnet er vor. Entscheidend ist der höhere 
Eiweißgehalt der gentechnikfreien Ware, 
die in der Regel in der eiweißreicheren HP 
48-Qualität angeboten wird. Man braucht 
davon weniger als von dem eiweißärmeren 
Normalschrot. 
„Es gibt genug gentechnikfreie Soja, sie 
muss nur nachgefragt werden. Etwa 60 bis 
70 % der gesamten Nachfrage an Soja in 
der EU könnte mit gentechnikfreier Ware 
gedeckt werden“, stellt Jochen Koester, 
ehemaliger Direktor der Soja-Import-
Firma IMCOPA (Brasilien/Genf), fest. Und 
er zeigt einen weiteren Vorteil auf: „Setzt 

man gentechnikfreie Soja ein, hat man 
schon eine erste Voraussetzung erfüllt, 
seine Produkte mit dem Label ‚ohne Gen-
technik‘ auszuloben.“ Wenn die derzeit 
geplante Änderung der neuartige Lebens-
mittelverordnung (NLV), die die Auslo-
bung „ohne Gentechnik“ regelt, umgesetzt 
ist, könnte es auch für große Lebensmittel-
discounter interessant werden, Produkte 
von Landwirten im Programm aufzuneh-
men, die auf gentechnisch verändertes Fut-
ter verzichten. 

Markt erhalten
Derweil wird die Fläche, auf der gentech-
nikfreies Soja angebaut wird, immer klei-
ner. Hauptgrund ist, dass die Bauern in 
Argentinien, Brasilien und den USA den 
potentiellen Markt für eine Sojaqualität 
„gentechnikfrei“ nicht erkennen.  
Die Bauern in Südamerika richten 
sich nach dem Weltmarkt und wer-
den wieder verstärkt konventio-
nelles Soja anbauen, wenn es dafür 
einen Markt gibt. „Wer zahlt, 
schafft an!“ findet auch Josef Feil-
meier und blickt selbstbewusst 
nach vorne: „Wir bestimmen, ob 
sich die Grüne Gentechnik welt-
weit ausbreitet oder als Fehlschlag 
in die Geschichte eingeht.“

Martina Kiel und
Martin Schochow

Wer zahlt, bestimmt!
Futtermittel ohne Gentechnik

Auf dem EU Ministertreffen Ende No-
vember in Brüssel forderte Horst See-

hofer noch ein Moratorium für die Zulas-
sung von gentechnisch veränderten Orga-
nismen in der EU. Das hat ihn allerdings 
nicht davon abgehalten, Anfang Dezember 
dem Bt-Mais des Unternehmens Monsanto 
in Deutschland die volle Verkehrsgenehmi-
gung zu erteilen. In Brüssel forderte der 
Minister eine Überarbeitung des Zulas-
sungsverfahrens aufgrund eines „breiten 
Unbehagens“ seitens der Bevölkerung. Er 
sei „nicht zufrieden“ mit der Arbeit der 
europäischen Zulassungsbehörde EFSA, 
die bisher alle GVO anstandslos für unbe-
denklich befunden hatte. Seiner Meinung 
nach soll bei einer Überarbeitung des Ver-
fahrens darauf geachtet werden, dass in 
Zukunft kritische Stimmen stärker berück-
sichtigt würden. Allerdings soll die  Ent-
scheidung in Zukunft auch schneller und 
„auf wissenschaftlicher Grundlage mit ob-
jektiven Bewertungsverfahren“ abgearbei-
tet werden.
Im April diesen Jahres, wenige Tage nach 
der Aussaat hatte Seehofer den Vertrieb 
aufgrund eines Bescheids des Bundesamts 

für Verbraucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit untersagt. Begründet wurde die-
ser Schritt mit neuen Erkenntnissen. Es 
bestünde ein „berechtigter Grund zu der 
Annahme, dass der gentechnisch verän-
derte Organismus eine Gefahr für die 
menschliche Gesundheit oder die Umwelt 
darstellt.“ Weiterhin wurde bemängelt, 
dass kein Monitoring bezüglich der Aus-
wirkungen auf die Umwelt durchgeführt 
wurde.
Allein die Vorlage eines Monitoringplans  
hat nun zur  erneuten  „Vertriebsgenehmi-
gung“ geführt. Die vom BVL befürchteten 
Gefahren für die Umwelt werden dagegen 
auch in Zukunft weiter bestehen.
„Die europäischen Nachbarn handeln um-
sichtiger“ kommentiert Stefanie Töwe von 
Greenpeace die erneute Zulassung, „Fran-
kreich zieht aus Sicherheitsgründen einen 
Anbaustopp von Mon810 im nächsten 
Jahr in Erwägung. Österreich, Polen, Un-
garn und Griechenland haben den Anbau 
des Gen-Maises bereits untersagt. Deutsch-
land kann das nicht ignorieren, der Anbau 
muss auch hier gestoppt werden.“

mn

Anbau genehmigt, Moratorium gefordert
Der deutsche Landwirtschaftsminister tänzelt um die Gentechnik

Ulricke Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), Elvira Drobinski-Weiß (SPD) und 
Peter Bleser (CDU) lauschen trotz Kälte den Ausführungen der Bäuerinnen. 
Foto: Marcus Nürnberger
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Foto: Gendreck-weg

Unsere Ernte muss sauber bleiben
Mit einem Mähdrescher direkt vor dem Brandenburger Tor 
demonstrierten Bäuerinnen verschiedener Verbände gegen das 
neue Gentechnikgesetz. Unter dem Motto „Unsere Ernte muss sau-
ber bleiben“ erläuterten sie den anwesenden Politikern und Presse-
vertretern die Schwächen im neuen Gesetzentwurf und forderten 
erhebliche Nachbesserungen in der so genannten „guten fachlichen 
Praxis“. Denn diese öffnet in der derzeitig vorgesehenen Form Tür 
und Tor für Kontaminationen der bäuerlichen Ernte, anstatt ihrer 
Aufgabe nachzukommen und den Schutz der gentechnikfreien 
Landwirtschaft zu sichern. mn
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einer Obstallee: Der geschickte Rüben-
maus-Fahrer kann zwar recht variabel 
zwischen den Bäumen und auch noch 
oberhalb der Baumkronen lavieren – 
aber das dauert länger und passt so gar 
nicht zur aufgeputschten und hek-
tischen Stimmung, mit der sich die war-
tenden Treckerfahrer bei Laune halten. 
„Was soll das denn hier? Ich bring 
nächstes mal gleich die Motorsäge 
mit!“ – man kann sich die Sprüche 
dazu gut vorstellen. Peinlich für die 
Bauern, deren Rüben gerade verladen 
werden: Weicheier, die sich an ihren 
eigenen Ackerrand so was hinpflanzen 
lassen. Hilft es da, wenn man darauf 
hinweist, dass man diese Erschwernis ja 
fruchtfolgebedingt nur alle 4 Jahre hin-
nehmen muss, dass man die Mieten ja 
nicht gerade an diesem Vorgewende 
anlegen muss, dass man doch nicht eine 
ganze Feldmark wegen einer Rüben-
maus ausräumen muss? Nicht wirklich. 
Denn Landwirte sehen die Feldränder 
eigentlich immer nur von der Feldseite 
aus und nicht wie ein Spaziergänger. 

Spazierengehn und Lösungswege
Landwirte gehen nicht spazieren. Als 
ich noch Bauer war und mich manch-
mal zu Fuß in die Feldmark aufmachte, 
da dauerte es meistens nur wenige Mi-
nuten, bis ein besorgter Berufskollege 
mit dem PKW ankam und fragte, ob 
mein Auto irgendwo draußen verreckt 
wäre. Manchmal wünsche ich mir, dass 
bei Agrarförderungs-Anträgen zusätz-
lich ein Nachweis über 10 bis 12 durch-
geführte Spaziergänge des Betriebslei-
ters mit beizubringen wäre.  Immerhin 
diskutieren wir zwischen Bauern und 
Nichtbauern, wie man das Problem 
entschärfen könnte: Durch trotzige 
oder liebevolle Aufklärungsaktionen 
innerhalb der Warteschlange vor der 
Rübenmaus? Durch Hinweise auf die 
Cross-Compliance-Kontrollen über den 
Erhalt der „Landschaftselemente“? 
Durch einen rabiaten Rückschnitt an 
den Seiten und an der Krone unserer 
halberwachsenen Obstbäume (der ty-
pische „Agrarbaum“ hat eigentlich 
keine Äste)? Durch die Propagierung 
von vorbildhaften Feldrand-Kooperati-
onen mit besonders akzeptierten Agra-
runternehmern?  In vier Jahren kommt 
die Rübenmaus wieder an die Obstal-
lee. Und in der Zwischenzeit, da ist sie 
natürlich anderswo aktiv. Und be-
stimmt sitzt irgendwo bereits ein Land-
technikhersteller an der Konstruktion 
der „Kartoffelmaus“, der „Rapsratte“, 
des „Weizenwiesels“ oder des „Mais-
marders“… 

Eckehard Niemann  

Unsere Obstallee gibt es seit fast elf 
Jahren. Sie beginnt hinter dem 

Dorf und zieht sich linksseitig an dem 
asphaltierten Wirtschaftsweg entlang, 
bis der nach eineinhalb Kilometer oben 
auf dem Oldendorfer Berg endet. Mehr 
als fünfzig Bäume sind es: knackige 
Knorpelkirschen, leckere Zwetschen, 
süße Birnen und vor allem alte Apfel-
sorten: aromatische Zitronenäpfel, 
fruchtige Gravensteiner, wohlschme-
ckende Goldparmänen, robuste Jacob 
Lebel.  Wer vorbeigeht, der kann sich 
von Juli bis Oktober ganz komfortabel 
durchprobieren. Dagegen haben auch 
die allermeisten „Baumpaten“ nichts 
einzuwenden, die sich mit damals 50 
Mark einen oder mehrere der Bäume 
sicherten, nach dem Motto „Ernte ge-
gen Pflege“. Einmal im Jahr treffen sich 
Baumpaten und andere Dorfbewohner 
bei den alten Schafställen im Buchen-
wäldchen an unserer Obstallee. Dann 
werden entweder die Bäume geschnit-
ten oder die Ernte wird zu Saft gepresst 
– auf jeden Fall aber gibt es ganz viel 
Geselligkeit bei Kuchen, Kaffee und 
Tee und Getränken für die Kinder. 

Äste, Wurzeln, Schattenwurf
Eine Obstallee gab es an gleicher Stelle 
auch schon früher, das zeigen die alten 
Fotos. In den sechziger Jahren aber 
wurde sie gerodet, weil man 
„freie Bahn“ an den 
Feldrändern haben 
wollte – für die 
Ausleger der Mäh-
drescher und die 
i m m e r 
brei-
teren 
Gestänge 
der Feldspritzen. 
Und weil das an ganz 
vielen Stellen unserer Feldmark 
so geschah, sind viele unserer „Feld-
wege“ kahl und leer geworden. Selbst 
die „kurz gehaltenen“ Ackerränder 
rückten und rücken immer näher an 
den Asphalt heran. Bei starkem Regen 
brechen oft die letzten schmalen Stege 
zwischen Rübenäckern und Gräben, 
Boden wird abgeschwemmt. Ein Jam-
mer nicht nur für Schmetterlinge und 
Kleingetier, sondern auch für die Au-
gen und Sinne all derer, die dort vorbei 
kommen. Aus alledem erklärt sich auch 
unsere Obstallee. Als wir sie planten 
und bevor wir sie gemeinsam mit der 
Feuerwehr pflanzten, wurde heftig de-
battiert. Wer sie denn pflegen solle, so 
die drei Bauern in unserem Dorf, das 
bliebe doch bestimmt wieder an ihnen 
hängen als „unentgeltlichen Land-

schaftspflegern“. Und dann der „Schat-
tenwurf“! Im Gegensatz zu den ande-
ren Dorfbewohnern „müssen wir von 
unseren Feldern leben“ – so ein be-
sorgter Landwirt (der neben seiner hie-
sigen GbR noch mehrere hundert 
Hektar in Ostdeutschland bewirtschaf-
tet). Auch der drohende Wuchs der 
Baumwurzeln unter dem Straßenbelag 
wurde thematisiert, die herunterfal-
lenden Äpfel, die nicht mehr mähbaren 
Disteln zwischen den Bäumen und der 
Wuchs der Äste in Richtung der 
Äcker.

Pflanzaktion und Apfelfeste
Wir einigten uns schließlich: Zwar 
wachsen die Bäume mit ihren Wurzeln 
und Ästen ausschließlich auf Gemein-
deland, nämlich  unter- bzw. oberhalb 
der Wegeseitenstreifen, umgepflügt und 
noch nicht umgepflügt. Trotzdem be-
rücksichtigt der Pflanzplan großzügige 
Baum-Abstände von Straße, Acker und 
Überfahrten. Der Schattenwurf wird 
durch Pflanzung an der östlichen Stra-
ßenseite auf die Straße gelenkt. Ein 
jährlicher Pflegeschnitt unterbindet jeg-
liches Wachstum der Äste in Richtung 
Straße. Sogar die wenigen aufwachsen-
den Disteln werden von freiwilligen 
„Sensenmännern“  regelmäßig vor dem 
Aussamen gemäht, unter Schonung 

d e r 
vielen Gräser und 
Kräuter zwischen den Bäumen. So 
konnte es geschehen, dass an einem 
kalten und sonnigen Frühjahrstag die 
ganze Dorfgemeinschaft anrückte, um 
die Obstallee zu pflanzen: mit Anhän-
gern, Wasserfass, Spaten, Sägen, Ro-
senscheren, Sisalband und Baumpfäh-
len (zum Halt und gegen „versehent-
liches“ Anfahren). Die Gemeinde gab 
sogar einen Pflanzzuschuss, der Bürger-
meister erschien vor Ort, und die Kreis-
zeitung berichtete mit Bild: Da wurde 
nach Herzenslust gefachsimpelt, begut-
achtet, sich auf die Schulter gehauen 
und gefeiert. Und so haben wir es zur 
Zufriedenheit und zur Freude aller die 

folgenden Jahre über fortgesetzt, Land-
wirte und andere Dorfbewohner ge-
meinsam: Die Obstallee ist prächtig 
gewachsen, beachtet trotzdem Straßen- 
und Ackerränder und ist bei der Dor-
ferneuerung sogar zum Vorbild für 
andere Wege und Dörfer geworden.  

Rübenmaus-Abfahrgemeinschaft
Und so hätte es bleiben können – bis 
vor einigen Jahren die Rübenmaus auf 
unseren Feldern heimisch wurde. Hätte 
es sich dabei um einen wühlmausar-
tigen Nager gehandelt, hätte man 
Stamm und Wurzeln unserer Bäume 
gut mit Baum-Manschetten und Draht-
geflecht schützen können. Aber bei der 
Rübenmaus handelt es sich um eine 
Maschine, um eine sehr praktische so-
gar: Seit die Zuckerrüben überbetrieb-
lich durch Lohnunternehmer oder Ma-
schinenringe mit ihren sechsreihigen 
Vollerntern geerntet und in langen 
Mieten entlang der Vorgewende abge-
legt werden, kommt auch die Rüben-
maus. Mit einem Pick-up-Maul nimmt 
sie die Rüben in ganzer Mietenbreite 
auf, säubert sie von Erdanhang und 
lenkt sie quer über lange Förderbänder 
vom Acker auf die großen 

Anhänger, die 
seitwärts auf 
der benachbar-
ten Straße war-
ten. Technisch 
eine tolle und 
beeindruckende 
Sache, denkt 
man zurück an 
das mühsame 
Roden und das 
Aufladen mit 
dem Frontlader 
auf matschigen 
Äckern! Aber die 
Rübenmaus lohnt 

s i c h  n u r 
dann, wenn 
ihr  d irekt 

nacheinander ganz viele Anhänger ihre 
Rübenflut abnehmen. Deshalb wird die 
Rübenabfuhr nun überbetrieblich orga-
nisiert – viele Treckergespanne warten 
hintereinander darauf, beladen zu wer-
den und zur Zuckerfabrik zu fahren. 
Ein Gemeinschaftserlebnis für Bauern 
und Treckerfahrer, sehr selten gewor-
den in Zeiten einsamer Ackerbauern, 
ein aufregender Komplexeinsatz unter 
Zeitdruck, zunehmend auch in der 
Nacht, weithin sichtbar durch die hell 
blendenden Scheinwerfer und die rot-
blinkenden Warnleuchten auf den Feld-
ern.  Und das ist nun ganz und gar 
nicht die Stimmung für die Würdigung 

Wie die Rübenmaus die Landschaft frisst
Die Technisierung sorgt für eine neue Gesellschaftskultur auf dem Land

Landschaftsprägend!
 Bild: Ropa Maschinenbau GmbH



Leserbrief

Gedanken zum bayerischen Agrarbericht

... aus Westfalen

Bauernverbands-
borniertheit!

In Niedersachsen stehen Landtagswahlen bevor. Kein Wunder, 
dass nun wieder das gewöhnliche Wahlvolk entdeckt wird, denn 

von diesem will man ja gewählt werden. Unter dem Motto: „Hat 
die Subventionierung der EU-Agrarpolitik versagt – sind unsere 
Nahrungsmittel zu teuer?“ hatte nun kürzlich der SPD-Kandidat 
im Wahlkreis aufwendig per Hauswurfsendung zu einer Veranstal-
tung mit der SPD-Europaabgeordneten Erika Mann eingeladen. 
Dass ich bei diesem interessanten Thema nur ca. 20 Leute im Saal 
entdecken konnte, unter denen sich auch einige Bauern und der 
Landvolkgeschäftsführer des Kreises Göttingen tummelten, wunderte 
mich ein wenig. Frau Mann, eine sehr kompetente Persönlichkeit, 
die auf Innovation und moderne Technik (Gentechnik) setzt, machte 
keinen Hehl daraus, wie sehr ihr – auch wegen der Arbeitsplätze bei 
der KWS – und der Hungersnöte in der Welt, an einer schnellen 
Fortentwicklung der Gentechnik in eben jenem Saatzuchtunterneh-
men gelegen ist. Sie überzeugte mit ihrem Auftreten. Ob diese durch-

aus sympathische Frau seinerzeit 
wohl von den KWS-Strategen be-
wusst in die SPD eingeschleust 
wurde? Egal, an diesem Abend war 
man sich auch mit den anwesenden 
Verbrauchern schnell einig, dass die 
Verteuerung von Milch und Ge-
treide berechtigt ist. 
Alsbald kam die Politdame in ihren 
Ausführungen natürlich auch auf 

die große Agrarpolitik in der EU zu sprechen und damit auch auf 
bestimmte Bereiche von Subventionierung, die vom Bauernverband 
auch heute noch als sogenannte Ausgleichszahlungen hingestellt wer-
den. So brachte ich nun das schon immer währende Streben der AbL 
für eine gerechtere Agrarpolitik und damit unser Papier einer ge-
rechten Verteilung der Betriebsprämie, gekoppelt an die Arbeitskraft, 
in die Diskussion ein. Völlig abgelehnt wurde dieses vom örtlichen 
Geschäftsführer des „Landvolkes“ (in Niedersachsen der Bauernver-
band), wobei Erika Mann sich zumindest in Gedanken vorstellen 
könnte, in irgendeiner Weise den AK-Besatz mit einzubinden, um so 
vor allem ostdeutschen Agrargenossenschaften, die noch viele Leute 
beschäftigt haben, mehr Gerechtigkeit widerfahren zu lassen. Gegen 
Degression bzw. Modulation brachte der Bauernverbandsgeschäfts-
führer natürlich auch noch den zusätzlichen bürokratischen Auf-
wand und die sogenannte „Neid“-Diskussion ins Spiel – Argumente, 
die mich (gerade das letztere) arg auf die Palme bringen können! 
Natürlich ist der allgemeine bürokratische Aufwand auch mir ein 
Dorn im Auge, doch sehe ich weniger großen Mehraufwand bei 
Staffelung bzw. Modulation der Agrarausgaben!
Und wenn ich nicht wüsste, dass brutales Kalkül von Bauernver-
bandsvertretern und Politikern dahinter steckt, immer wieder das 
Wort Gerechtigkeit in den Begriff „Neid“ umzumünzen, würde ich 
am Verstand dieser Menschen zweifeln. Da das Wort Neid im deut-
schen Sprachgebrauch ja sehr negativ besetzt ist und man meint, 
damit beim Normalverbraucher gut anzukommen, wird bewusst 
damit gearbeitet! Jenen sogenannten Bauernvertretern oder auch 
Politikern werfe ich Volksverdummung vor, dann sie haben ein 
gestörtes Verhältnis zum Gerechtigkeitsdenken und versuchen be-
wusst, die Mehrheit der Bauern für ihr ungerechtes Gedankengut 
zu missbrauchen! Auch Funke, Künast und jetzt auch Seehofer 
wollten bzw. haben dies nie begriffen, denn alle hatten bzw. haben 
die Möglichkeit, sich für mehr Gerechigkeit in der Landwirtschaft 
einzusetzen. Jedoch auch ihnen war, wie auch unseren „honorigen“ 
Verbandsvertretern, vor allem die Macht und das Puschen der Stär-
keren wichtig. Aber hütet Euch Ihr Überheblichen, wir die AbL 
werden nie aufhören immer wieder die Finger in die Wunden zu 
legen und auch in Zukunft den Kampf für mehr Gerechtigkeit mit 
voller Kraft weiterführen!
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Eva Herman bei der Jahresversammlung 
der Uelzener Landfrauen – da war der 

Saal natürlich noch voller als sonst. Ge-
kommen waren vor allem die Mütter und 
Schwiegermütter, weniger die jüngeren 
Landfrauen. Trotz der Kritik einiger em-
pörter Landfrauen hatte Landfrauenvorsit-
zende Emma Riggert die Einladung an die 
von Kerner Verjagte aufrechterhalten. Ihr 
Votum für „Redefreiheit“ traf das Ver-
ständnis der allermeisten Mitglieder hin-
sichtlich eines fairen Umgangs mit der 
ehemaligen TV-Moderatorin.
Hatten Frau Hermans Eva- und Noah-
Prinzipien bei einem Treffen katholischer 
Frauen kürzlich noch jubelnde Emphase 
ausgelöst, gab es bei den Landfrauen nicht 
mehr und auch nicht weniger als einen 
kräftigen Beifall. Als besonders revolutio-
när wurden die folgenden Aussagen offen-
sichtlich nicht befunden: 
–  Ein Kind gehöre in den ersten Jahren vor 

allem zur Mutter, das würden wissenschaft-
liche Hirnforschungs-Studien über die spä-
tere Entwicklung der Kinder belegen. 

–  Durch den Zwang niedriger Familien-
Einkommen, durch Angst vor Job-Ver-
lust und durch ein negatives Image des 
„Nur-Mutter-Seins“ zwinge man viele 
Mütter weg von den Kindern und rein in 
die Arbeitswelt

–  Dagegen müsse man sich wehren mit 
einem neuen Verständnis von Weiblich-
keit, Werten, Tradition, Liebe, Gemein-
schaft, Natur, Schöpfung und Glauben 
und mit Familienhilfen. 

Eva Herman bei den Landfrauen

… aus Südniedersachsen

Es gab einige kritische Nachfragen: zu der 
recht negativen Darstellung der Kinder-
krippen und zu den Bedürfnissen auch von 
Landfrauen nach Berufstätigkeit. Irritiert 
war man wegen des starken Pathos’ und 
der Selbstbeweihräucherung, mit der Eva 
Herman (in der Lokalzeitung als „Eva von 
Orleans“ tituliert) ihre Verfolgung durch 
das eitle und verschworene Talkshow-
Business schilderte. Aber deren „Glitzer-, 
Glamour- und Männlichkeitswahn“ 
scheint doch wohl eher ein internes Pro-
blem der Schickeria zu sein und keines der 
vordringlichen Themen in der Landfrauen-
Szene …

en

Bei der Vorstellung des Situationsbe-
richts der Bayerischen Landwirtschaft 

hat Herr Sonnleitner betont, dass die bay-
erischen Bauern beim Einkommen deutlich 
hinterher hinken. Das Brutto-Monatsein-
kommen der deutschen Bauern liegt im 
Durchschnitt bei 2.111 Euro, der baye-
rische Vergleichswert liegt um 361 Euro 
niedriger. Dieser Einkommensunterschied 
liegt aber nicht am mangelnden Können 
oder Fleiß der heimischen Bauern, sondern 
vielmehr am Unvermögen unserer Politiker 
und der Berufsvertretung. In Bayern liegen 
über ein Drittel der deutschen Bauernhöfe, 
aber nur ein Siebtel der Agrarausgleichs-
zahlungen gehen an die bayerischen Bau-
ern. Eine Arbeitskraft in der Landwirt-
schaft wird in Bayern durchschnittlich mit 
5.139,84 Euro aus der so genannten ersten 
Säule gefördert. In Mecklenburg-Vorpom-
mern bekommen die Betriebe umgerechnet 
durchschnittlich 18.692,63 Euro Unter-
stützung pro Arbeitskraft. Diese diskrimi-
nierende Wettbewerbsverzerrung für die 
bayerische Landwirtschaft versucht Frau 

Mariann Fischer Boel, Kommissarin für 
Landwirtschaft und ländliche Entwick-
lung, im Zuge ihrer Halbzeitbewertung zu 
verändern. Sie schlägt vor, die Stützung ab 
einer Zahlung an landwirtschaftliche 
Großbetriebe von mehr als 100.000 Euro 
pro Jahr abzusenken. Dabei will sie zwi-
schen Betrieben mit mehreren Eigentümern 
und zahlreichen Beschäftigten unter-
scheide. Aber statt die Agrarkommissarin 
tatkräftig bei ihrer Reform zu unterstüt-
zen, versuchen der Bauernverband und der 
bayerische Landwirtschaftsminister, die 
bisherige Ungleichbehandlung für die Zu-
kunft festzuschreiben. In ihren Sonntags-
reden werden Miller, Sonnleitner und Co 
nicht müde, die Leistungen der bäuerlichen 
Landwirtschaft für die Erhaltung unserer 
klein strukturierten, vielfältigen Kultur-
landschaft zu loben. Die Fördergelder ste-
cken sie aber viel lieber in Großstrukturen, 
bei der eine Arbeitskraft bis zu 400 Hektar 
bewirtschaften kann.

Andreas Remmelberger

Eine Städterin auf dem Land
 Foto: Christian Stelling
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Drei wichtige neue Heraus-
forderungen, vor die sich 

die EU-Landwirtschaft gestellt 
sieht, sind der Klimawandel, die 
Bioenergie und die Wasserbewirt-
schaftung. Dabei ist der Klima-

wandel das größte Problem und 
beeinflusst die Entwicklungen in den 
beiden anderen Bereichen.“ So steht 

es in dem im November veröffentli-
chten „Gesundheitscheck“ der EU-
Kommission. Bereits ein Jahr zuvor 

hat das AgrarBündnis das Thema 
„nachwachsende Rohstoffe/Bioenergie“ 
zum Schwerpunkt des Kritischen Agrar-

berichts 2008 gewählt, in dem es nun heißt, 
dass der Klimaschutz für die zukünftige 
„tatsächlich nachhaltige“ Agrarpolitik „si-
cher zentrales Thema“ sein wird. „Erneuer-
bare Rohstoff- und Energiequellen sind in 
den Mittelpunkt der gegenwärtigen Ener-
giedebatte und des politischen Handelns 
gerückt“, heißt es in einem Thesenpapier 
des AgrarBündnis zu den Chancen und Ri-
siken der „Bioenergie vom Acker“. Der 
Kritische Agrarbericht gibt Antwort auf die 
Frage: Wofür und in welchen Strukturen 
werden die nachwachsenden Rohstoffe zu 
Energie aufbereitet, was sind die ökolo-
gischen und sozialen Folgen, wer verdient, 
wo bleibt die Wertschöpfung?

Politische Prioritäten
Dabei wird unter anderem deutlich, dass der 
bloße Ersatz fossiler Energieträger durch 
nachwachsende Agro-Kraftstoffe (irrefüh-
renderweise auch „Biosprit“ genannt) zwar 
Interessengruppen wie beispielsweise der 
Auto- und Energieindustrie entgegen käme, 

klimapolitisch jedoch in die Sackgasse und 
zu einer verschärften Konkurrenzsituation 
um die begrenzten Landflächen führt. Erfor-
derlich ist  demgegenüber eine „klare poli-
tische Prioritätensetzung“: An erster Stelle 
steht die Bereitstellung ausreichender 
Nahrungs mittel(energie) – für alle Menschen 
dieser Erde. Gefolgt von der energetischen 
Nutzung der Reste dieser Nahrungsmitteler-
zeugung: Reststoffe pflanzlicher Natur, Mist 
und Gülle. Und deren Reste wiederum eig-
nen sich sehr gut, um als Dünger das Boden-
leben zu ernähren. Erst an dritter Stelle steht 
der direkte Anbau nachwachsender Roh-
stoffe. Das ist nicht wenig, was wir dann 
energetisch nutzen könnten. Allein die ge-
samten tierischen Reststoffe Europas (also 
vor allem Gülle und Mist) würden, in Bio-
gas-Anlagen verwertet, soviel Erdgas liefern, 
dass zum Beispiel auf die russischen Gasim-
porte verzichtet werden könnte. „Zusätz-
liche Flächen brauchte es nicht: Mais und 
Grünland erst zu Milch und Fleisch – dann 
Gülle zu Gold.“ 
Umzusetzen ist „dieses Modell der kaska-
denförmigen Nutzung beziehungsweise 
Erzeugung von Energie“ innerhalb eines 
politischen Rahmens, der auf dezentrale, 
lokal-regionale, bäuerliche und nicht auf 
globalisierte, großindustrielle Strukturen 
setzt. Der Kritische Agrarbericht fordert 
dabei nicht nur „betriebsindividuelle, öko-
nomische Bilanzen, sondern Bilanzen, die 
die gesellschaftlichen und ökologischen 
Bedingungen mit berücksichtigen“. Und 
„diese Bilanzen sind keine mathematischen 
Berechnungen, sie müssen das Ergebnis 
eines offenen gesellschaftlichen Diskurses 
sein, in welchen alle einbezogen sind.“

Das gilt auch für den „Gesundheitscheck“ 
der EU-Agrarpolitik, der im Herbst 2008 
erfolgen soll. In dem kürzlich vorgelegten 
ersten Entwurf der EU-Kommission lassen 
sich „agrarpolitische Klimaverände-
rungen“ finden, wie sie immer schon von 
den Mitgliedsverbänden des AgrarBündnis 
gefordert wurden, ihnen im konkreten Fall 
jedoch längst noch nicht weit genug gehen. 
So schlägt die EU-Kommission zum Bei-
spiel eine Staffelung der Direktzahlungen 
zugunsten einer gerechteren Verteilung vor 
und bezieht sich dabei ausdrücklich auf 
Aktivitäten der Transparenzinitiative, an 
der auch das AgrarBündnis respektive ein-
zelne Mitgliedsverbände maßgeblich betei-
ligt sind. Die hatte die ungerechte Vertei-
lung öffentlich thematisiert und die Veröf-
fentlichung der Bezieher von Agrarzah-
lungen gefordert. Mit Erfolg: Auch in 
Deutschland sind erste Bundesländer wie 
beispielsweise Nordrhein-Westfalen der 
Forderung nachgekommen.
Insgesamt sieht der Kritische Agrarbericht 
infolge des „Gesundheitschecks“ einen 
„dringenden Behandlungsbedarf“ insbe-
sondere mit Blick auf die Staffelung und 
die Modulation. Einer eingehenden Ana-
lyse unterzieht der Agrarbericht auch den 
Entwicklungen bei den Preisen für Lebens-
mittel agrarischen Ursprungs (Brot, Milch 
etc.) sowie den landwirtschaftlichen Erzeu-
gerpreisen. Dabei zeigt insbesondere das 
Beispiel der Erhöhung der Erzeugerpreise 
bei Milch, dass es sich für Bauern und 
Bäuerinnen lohnt, ihre Interessen jenseits 
des Bauernverbandes lautstark zu artiku-
lieren und auch vor ungewohnten Maß-
nahmen wie einem Milchstreik (noch 
reichte die Androhung) nicht Halt zu ma-
chen.

Und außerdem
Neben diesen Themen reicht das Spektrum 
des Kritischen Agrarberichts 2008 von  
„A“ wie Agrardumping in Afrika, über 
„H“ wie hoffnungsvolle Bildungsansätze 
im ländlichen Raum und „N“ wie Nano-
technologie oder neue Verbraucherschutz-
politik  bis hin zu  „Z“ wie Zuchtmono-
pole der internationalen Agroindustrie. 
Neben den bekannten Kapiteln wie Tier-
schutz, Gentechnik oder Welthandel und 
Ernährung ist ein Kapitel zum Thema 
„Wald“ neu aufgenommen worden.
Insgesamt liefert der Kritische Agrarbe-
richt 2008 nicht nur eine Darstellung und 
Analyse der zentralen agrar- und klimapo-
litischen Entwicklungen des vergangenen 
Jahres, sondern er stellt mit den vorgestell-
ten Lösungsansätzen auch ein gutes Rüst-
zeug für die anstehenden Diskussionen 
und Entscheidungsfindungsprozesse dar.

febL

Agrarpolitik im Klimawandel
AgrarBündnis legt Kritischen Agrarbericht 2008 vor
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Der kritische Agrarbericht 
2008: Zu beziehen für

19,80 Euro ab Ende Januar 
beim AbL-Verlag
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Unsereinen werden vor allem die Ge-
dichte von der Alp tief anrühren – die 

schönen von der „Gletschermilch“ und 
von der Kuh Alaska (der „Nachzüglerin“) 
und vom „Kuhreigen“, – aber auch die 
traurigen über den Abschied von den zu 
alt gewordenen Kühen Belfort und Mar-
quise: 

„zwölf jahre lang
hast du uns
milch gegeben
nun ist dein euter
abgewirtschaftet
unförmig geworden
hängen die striche
so nahe am boden
dass man dich kaum noch
melken kann
unter deinen klauen
wütet eine entzündung
gegen die 
auch der tierarzt machtlos ist...“

In seinem ersten Gedichtband fasst Jörg 
Wäspi Stimmungen und Bilder in präg-
nante Worte – erschaffen in der genauen 
Beobachtung am Esstisch, im Käsekeller 
oder hinter der Kuhherde:

„… wir kauern zwischen warmen kuh-
leibern
unter dem diktat der melkmaschinen
die unerbittlich wie wecker ticken...“

flucht und heimat
Schüchtern und bodenständig der Blick 
auf die Dinge:

„jetzt
wo ich beim melken
manchmal zeit finde
auf anderes zu achten
als auf die melkmaschine
suchen meine augen
unter den kühen
ständig nach
deinen stiefelspitzen“ .

Kurze Gedichte für Leute, die nicht lange 
lesen wollen, die aber umso mehr Lust ha-
ben zum Denken und Nachsinnen – über 
Kühe, Regentropfen, Tische, Liebe und 
Sehnsüchte...
Jörg Wäspi: flucht und heimat, vom flie-
gen auf dem boden, 57 Gedichte, 89 Sei-
ten, 21 Euro, zalpverlag, 2007. Zu bezie-
hen über den AbL-Verlag en

Bestellcoupon
Ich bestelle:
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„LEBEN AUSSER KONTROLLE“
Der Dokumentarfilm „Leben ausser Kontrolle“ von Bertram Verhaag 
und Gabriele Kröber zeigt anhand von Beispielen aus verschiedenen 
Ländern die Gefahren der Gentechnik für Mensch und Umwelt anhand 
verschiedener Beispiele. In Indien, wo wegen Ernteausfällen der gene-
tisch veränderten Baumwolle viele Bauern vor dem Ruin stehen. In ihrer 
Not Organe verkaufen oder Selbstmord begehen, um die Lebensversi-
cherung als Unterhalt für die Familien zu bekommen. In Kanada, wo 
genmanipulierter Rapssamen auf die Felder von Percy Schmeiser wehte 
und eine ökologische Landwirtschaft unmöglich machte. Statt Schadens-
ersatz zu zahlen, prozessiert Monsanto gegen Schmeiser wegen wider-
rechtlichen Anbaus des patentierten Saatguts. Verhaag bemüht sich in 
seinem Film all jene zu Wort kommen zu lassen, die sich kritisch zu den 
angeblichen Erfolgen der Industrie äußern. Der Wissenschaftler, dessen 
Integrität von den Industrieunternehmen zerstört wurde, weil er Beden-
ken äußerte, Bauern, die zeigen, dass in einer nachhaltigen Landwirt-
schaft kein Platz für Gentechnik ist. Wer kann schon sagen, welche Aus-
wirkungen es für das Ökosystem hat, wenn die mit einem menschlichen 
Wachstumsgen manipulierte Riesenlachse einer Fischfarm in die freie 
Wildbahn geraten. Oder wenn sich spritzmittelresistente Nutzpflanzen 
mit anderen Arten kreuzen und zu Superunkräutern mutieren. Leben 
ausser Kontrolle ist ein klarer, informativer und manchmal schockie-
render Film, den anzusehen es sich lohnt.
Leben außer Kontrolle, DVD, 19,80 Euro, zu beziehen im AbL-Verlag

Wie alles begann und 
noch lange nicht endet
Vielleicht ist es der nostalgische Blick, 
der mich in Bücher wie dieses hinein 
zieht. Sicher ist aber auch ein ganzes 
Stück Technikverliebtheit mit dabei. 
Inzwischen gibt es auf den Messestän-
den und den Bücherlisten eine 
Unmenge an Literatur über alte Land-
technik. Leider bleibt es in der Regel 
bei wenig detaillierten Abbildungen 
von Firmenprospekten, die die wirk-
liche Raffinesse der Maschinen nicht 
wiedergeben. Ganz anders sind da die 
Alten Lehrbücher aus den Anfängen des letzten Jahrhunderts. Detail-
lierte Querschnittzeichnungen mit genauen Beschriftungen aller Ele-
mente und Pfeilen, die den Weg des Ernteguts anzeigen. Das Buch „Fas-
zination Traktoren und Ernte“ reicht natürlich nicht an die alten Lehr-
bücher heran. Schon allein deshalb, weil es eben nicht alt ist. Aber es 
gibt einen guten Einblick in die Evolution von Landmaschinen. Und 
zeigt dabei so manche längst vergessene Erfindung auf. Faszinierend 
sind auch immer wieder die Bilder der ersten Mähdrescher. Ganze Loko-
mobile mit Dreschmaschine und Schneidwerk wurden da über den 
Acker geschleppt. Der Entwicklung des Mähdrescher ist dann auch aus-
führlich behandelt und wird in vielen Detailzeichnungen und Bildern 
gezeigt. Ansonsten ist das Buch chronologisch aufgebaut und gliedert 
sich anhand der unterschiedlichen Maschinentypen. Das Buch ist nett, 
um ein wenig zu schmökern. Dabei bekommt man gleich noch einen 
Eindruck, mit welcher Geschwindigkeit sich Landtechnik und die Land-
wirtschaft in den vergangenen ca.100 Jahren entwickelt haben. mn
„Faszination Traktoren und Landtechnik“, DLG-Verlag, 288 Seiten 
329 Fotos, ISBN: 978-3-7690-0691-9; Preis 34,90

„… es soll nicht aufhören Saat und Ernte“
„Ein Praxisbuch zum Mehr-Wert nachhaltiger Landwirtschaft“ 
Wenn dieses Buch von vielen Menschen gelesen wird, ist der Auf-
schwung in der Landwirtschaft (ohne Gentechnik) nicht aufzuhal-
ten. „Aufgrund ihrer besonderen Nähe zur Natur ist die Landwirt-
schaft in besonderer Weise für die Schöpfung verantwortlich. Des-
halb ist es eine substanzielle Aufgabe für die Kirchen, die Men-
schen in der Landwirtschaft in Zeiten des Umbruchs bei der Gestal-
tung ihrer beruflichen Zukunft zu begleiten.“ Für westliche Lese-
rinnen und Leser vielleicht nicht gerade das Naheliegenste, in 
Schwarzafrika aber eine ganz alltägliche Erfahrung. Dort ist die 
Landwirtschaft nach wie vor für etwa zwei Drittel der Bevölkerung 
die Grundlage ihrer Existenz, und sowohl die traditionellen afrika-
nischen Religionen als auch die christliche Religion haben sich vor 
diesem Hintergrund zu bewähren. 
„… es soll nicht aufhören Saat und Ernte“, erschienen im Don 
Bosco-Verlag, ISBN 3-7698-1453-3, 25,90 Euro
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Wie gebe ich eine Kleinanzeige auf?
Private Kleinanzeigen bis zu sieben Zeilen 10,- €, jede weitere angefan-
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Tiermarkt
� Verkaufe laufend beste Arbeits-
pferde in jeder Preisklasse.
Burkhard Schirmeister, Sipplingen, 
� 07551-63609

DEMO für sauberes Saatgut 
und Europa ohne Gentechnik
09. Januar 2008, München
Mit Percy Schmeiser aus Kanada, 
Träger des Alternativen Nobel-
preises 2007; Michel Dupont aus 
Frankreich, Confédération Pay-
sanne; Gerald Miles aus Großbri-
tannien, GMO free Cymru; Maria 
Heubuch, AbL-Bundesvorsit-
zende; Manfred Hederer, Präsi-
dent des Deutschen Berufsimker-
bundes; Josef Feilmeier, Saatgut-
händler; Franz Lenz, Kreisob-
mann BBV Ebersberg, und Jürgen 
Binder, Imkermeister.
Start der Demo um 11 Uhr auf dem 
Münchner Odeonsplatz, anschließend 
Schlepperumzug zum Landgericht, 
Nymphenburger Straße 2. Dort findet 
um 13.30 Uhr die Gerichtsverhandlung 
gegen Gentechnik-Gegner statt. Paral-
lel dazu ab 14.00 Uhr Vorträge der De-
moredner im Löwenbräukeller.

�
Know-How für Öko-Praktiker
bis Ende April 2008, bundesweit 
Veranstaltungsreihe mit 250 Ver-
anstaltungen mit neuen For-
schungsergebnissen 
www.fiblgate.org/oekolandbau/ter-
mine/index.php 

�
Eisherstellung
18. Januar 2008, Horben/Freiburg
Der Praxis-Schnuppertag für Land-
wirte und Hofmolkereien/-käse-
reien gibt einen ersten Einblick in 
die Speiseeisherstellung aus Roh-
milch. Mit Andreas Rees (Eckhof 
Eisspezialitäten, www.eckhof.biz), 
Marc Albrecht-Seidel (Verband für 
handwerkliche Milchverarbei-
tung, www.milchhandwerk.info), 
Florian Rischewski (Firma Kälte-
Rudi, www.kaelte-rudi.de). 
Teilnahme nach Anmeldung kostenlos. 
Verband für handwerkliche Milchverar-
beitung im ökologischen Landbau, 
� 08161 78736-03, Fax: -81, www.
milchhandwerk.info/service/veranstal-
tungen/details/313

�
Entspannen für Landwirtinnen
18. bis 20. Januar 2008,
Obermühle/Waldenburg
Entspannen und Erholen, aber auch 
Entwickeln neuer Perspektiven
Heike Fritzsche, � 07942- 94 43 35, 
www.familieundhof.de
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Bio-dyn. Pflanzenzüchtung
26. Januar 2008, Kassel
Welche Perspektiven und Erwar-
tungen werden mit ökologischer 
Züchtungsforschung verbunden? 
Podiumsgespräch mit Beratern, 
Landwirten, Züchtern sowie Saat-
gut- und Lebensmittelhändlern; 
Arbeitsgruppen und Berichte aus 
den Züchtungsinitiativen. 
Anmeldung bis 18.01.2008: Zukunftsstif-
tung Landwirtschaft, � 0234 5797-172, 
Fax -188, hans@zs-l.de, www.zs-l.de

�
Fortbildung Regionalberatung
Februar 2008 bis März 2009
Zum 14. Mal findet die mehrteilige 
berufliche Qualifizierung für Pla-
ner, Ingenieure, Berater und Um-
weltbeauftragte als Beratungs-
kräfte in der Regionalentwicklung 
statt. Einführungsveranstaltung ist 
vom 23. bis 24.02.2008 in Fulda.
Info und Anmeldung: Akademie der Ka-
tholischen Landjugend, � 02224 9465-40, 
Fax: -44, www.akademie.kljb.org

�
Lernort  Bauernhof
01. bis 03. Februar 2008,
Altenkirchen
Die agrarpolitische Informations-
veranstaltung will aktuelle Mo-
delle, Projekte und Praxisbeispiele 
aufzeigen und in Zusammenarbeit 
mit der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Lernort Bauernhof die Vernetzung 
der Lern- und Schulbauernhöfe in 
Deutschland unterstützen. 
Evangelische Landjugendakademie, Hans-
Heiner Heuser, � 02681-951646, Fax: -
70206, www.bagejl.de

�
Bildungsspiele Welternährung
01. bis 03. Februar 2008,
Hamburg
Anlässlich der Vertragsstaaten-
konferenz der UN-Konvention 
über Biologische Vielfalt bietet 
das Seminar Anregungen, wie di-
ese komplexe Thematik in der 
schulischen und außerschulischen 
Bildungsarbeit anschaulich ver-
mittelt werden kann.
EED-Bildungsstelle Nord, � 040-
6052559, eed@haus-am-schueberg.de

 Bayern/Regionalgruppe 
Chiemgau-Inn-Salzach
Milch und Fleisch aus Gras 
und Klee statt Mais und Soja
18. Februar 2008, Obing
Fachtagung der AbL-Bayern in 
Kooperation mit der Klima-Werk-
statt der Technischen Universität 
München. Mit Prof. Michael 
Kreuzer, ETH-Zentrum Zürich: 
Möglichkeiten einer klimascho-
nenden Wiederkäuerfütterung; 
Prof. Gerhard Bellof, FH Weihen-
stephan: erfolgreicher Einsatz 
heimischer Futtermittel in der 
Milch- u. Mastviehfütterung; 
Alois Burgstaller, Bio Austria: 
Mehr Gewinn durch Verzicht auf 
Hochleistung; Richard Müller, 
Chiemgauer Naturfleisch GmbH: 
Vermarktungskonzept für Rind-
fleischprodukte - reich an natür-
lichen Omega 3; Daniel Weiß, FH 
Weihenstephan: Beispiele erfolg-
reicher Vermarktungsstrategien 
für Omega 3 Weidemilch. Sowie 
Vorstellung der Klimawerkstatt 
Chiemgau-Inn-Salzach und Kurz-
referate von: Herr Pointner, 
Berchtesgadener Land (ange-
fragt); Richard Müller, Natur-
fleisch; Lorenz Reiter, Trinkwas-
serversorgung Surgruppe; Os-
wald Pehel, Tourismusverband; 
Maria Walch, AbL-Bayern
Anmeldung: AbL-Geschäftsstelle Bay, 
Fax: 08679-9130145, remmelberger@t-
online.de, www.abl-bayern.info
 
�
MACHT ESSEN!
22. bis 24. Februar 2008,
Salzburg/Österreich
Der Frauenarbeitskreis der ÖBV-
Via Campesina Austria veranstal-
tet dieses internationale Frauen-
seminar zum Thema Ernährungs-
souveränität. Im Anschluss an das 
Seminar findet ein Treffen der 
Via Campesina Europa-Frauen-
sektion statt. Kleine, ökologisch 
und sozial nachhaltig wirtschaf-
tende Bauernhöfe werden in der 
EU als Strukturproblem aufge-
fasst, das es zum Wohle des 
freien Warenverkehr zu beseiti-
gen gilt. Bäuerinnen im Süden 
wird ebenfalls ihre Existenzbe-
rechtigung abgesprochen, da sie 
mit den Preisen einer subventio-
nierten Überschussverwertung 
des Nordens nicht mithalten kön-
nen. Bäuerinnen im Norden und 
Süden müssen sich solidarisieren, 
um gemeinsames Überleben zu 
sichern. Kulturelles Rahmenpro-
gramm mit Kabarett-Vorstellung 
der Mist-Stücke (ÖBV-Bäuerin-
nenkabarett) und Fotoausstel-
lung „Im Auslauf? Bäuerinnen-
Welten“. 
Anmeldung bis 7. Jänner 2008: ÖBV-Via 
Campesina Austria, � 0043-1-8929400, 
Fax: -58 113 27-18, baeuerliche.zu-
kunft@chello.at. Da Workshops nach 
Sprachen eingeteilt werden, bitte 
Sprachkompetenz angeben.

�
Blütenvielfalt in der Agrar-
landschaft
29. Februar 2008, Hamm/NRW.
Blütenarmut, Auswirkungen auf 
Blüten besuchende Insekten, 
Wildpflanzen und Wildtiere.
Netzwerk Blühende Landschaft, 
� 08541-9199759, Fax: -915473, www.
bluehende-landschaft.de

Anmeldung erbeten: Jörg Klemm, Tel.: 037323 - 50129;
Fax:-15864, biohof_klemm@gmx.de; Christoph Moormann,

Tel.: 0351-84 80 254, c.moormann@vr-web.de

Landesverband
Sachsen, Thüringen

Winterversammlung 2008
Samstag, den 09. Februar 2008

11.00 Uhr: Hofrundgang: Familie Köhler zeigt ihren
Milchviehbetrieb mit Einsatz von Mikroorganismen

13.15 Uhr: AbL-Mitgliederversammlung
mit Bericht von der Arbeit der AbL-Bundesgeschäftsstelle
durch stellv. Bundesgeschäftsführer Ulrich Jasper
14.45 Uhr: Wie geht es weiter mit der AbL in Sachsen,
Thüringen und Sachsen-Anhalt? Erfahrungsaustausch mit
AbL-Landesvorsitzendem Jörg Klemm

von 11.00 bis 15.30 Uhr bei Familie Köhler
Zschoppelshainer Straße 15, 09306 Seelitz OT Winkeln

Wie in jedem Jahr auch AbL-Mitglieder aus Sachsen-
Anhalt und alle fachlich Interessierten herzlich willkommen

Bayern

ab 10.00 Uhr im Brauereigasthof Gut Forsting,
Münchner Str. 21, 83539 Forsting, Tel. 08094-90 97 0

Sonntag, den 20. Januar 2008

10.15 - 12.00 Uhr: Vortrag mit Diskussion
Helga Grömer, Leiterin LVHS Niederalteich:
 „Landwirtschaft auf Teufel komm raus – vom Mehr-Wert
der bäuerlichen Landwirtschaft für unsere Gesellschaft“

13.00 - 16.30 Uhr: Mitgliederversammlung
mit Neuwahl des Landesvorstands

Mitgliederversammlung 2007

Kontakt: Irmgard Sonner, Tel. 08073-502

� KATZEN WÜRDEN MÄUSE KAU-
FEN. Hunde- und Katzennahrung aus 
artgerechten Zutaten, ohne Ge-
schmacksverstärker und chemische Zu-
sätze, erhalten Sie bei Wilfried Durch-
holz, Ahlerstedt, � 04166-1422, Infos: 
www.duahl-vertrieb.de, deutscher 
Hersteller.
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Schleswig-Holstein
Wilster: Bernd Voß, Tel.: 0 48 23/8505, Fax: 04823/75330
Sörup: Hinrich Lorenzen, Tel.: 04635/2141, Fax: 04635/2114
Plön: Matthias Stührwoldt, Tel.: 04326/679, Fax: 04326/289147
Flensburg: Heiner Iversen, Tel.: 04631/7424, Fax: 04631/3852

Niedersachsen
Landesverband: Martin Schulz, Kosakenweg 29, 29476 Quickborn,
Tel.: 05865/988360, Fax: 05865/988361
Heide-Weser: Karl-Heinz Rengstorf, Tel.: 04233/669, Fax: 04233/217774
Elbe-Weser: Ada Fischer, Tel.: 04723/3201, Fax: 04723/2118
Wendland-Ostheide: Horst Seide, Tel.: 05865/1247
Südnieders.: Andreas Backfisch, Tel: 05508/999989, Fax: 05508/999245

Mecklenburg Vorpommern/Brandenburg
Mecklenburg: Jörg Gerke, Tel.: 038453/20400; Franz Joachim Bienstein, 
Tel.: 03841/791273; Helmut Peters, Tel.: 038454/20215
Vorpommern: Albert Wittneben, Tel.: 039604/26859
Brandenburg: Erich Degreif, Tel.: 033204/35648; Bernd Hüsgen,
Tel.: 033704/66161

Nordrhein-Westfalen
Landesverband: Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm,
Tel.: 02381/9053170, Fax: 02381/492221
Gütersloh: Erika Kattenstroth, Tel.: 05241/57069
Tecklenburger Land: Martin Steinmann, Tel.: 05404/5264
Herford: Friedel Gieseler; Tel.: 05221/62575
Köln/Bonn: Bernd Schmitz, Tel.: 02248/4761

Hessen
Ortenberg: Helmut Keller, Tel.: 06401/50754, amkloster@t-online.de;
Ebsdorfergrund: Reiner Claar, Tel.: 06424/2719, biohof-claar@freenet.de; 
Mühltal: Martin Trieschmann, Tel.: 06151/145480, 
m.trieschmann@t-online.de; 
Breitenbach a. H.: Sabine Kamlage, Tel.: 06675/312, k.s.vetter@t-online.de; 
Knüllwald-Red.: Karl Hellwig, Tel.: 05681/938528, k.hellwig@web.de; 
Homberg-Mü: Dietmar Groß, Tel.: 05681/2607, gross2607@aol.com

Rheinland-Pfalz und Saarland
Landesverband: Ralf Wey, Maifeldstr. 15, 56332 Moselsürsch, 
Tel.: 02605/952730, Fax: 02605/952732, Ralf.Wey@abl-rlp-saar.de; 
Hans-Joachim Jansson, Tel.: 02626/8613, Fax: 02626/900218,
www.abl-rlp-saar.de

Baden-Württemberg
Landesverband: Josef Bopp, Ulmer Straße 20, 88416 Ochsenhausen,
Tel.: 07352/8928, Fax: 07352/941422
Nordschwarzwald: Georg Bohnet, Tel.: 07443/3990; 
Nord-Württemberg: Ulrike Hasemeier-Reimer, Tel.: 07971/8584
Bodensee: Anneliese Schmeh, Tel.: 07553/7529, Fax: 07553/828278
Allgäu: Bärbel Endraß, Tel.: 07528/7840, Fax: 07528/927590

Bayern
Landesverband: Andreas Remmelberger, Reit 17, 84508 Burgkirchen/Alz, 
Tel.: 08679/6474, Fax: 08679/9130145, E-Mail: Abl-Bayern@web.de; 
www.abl-bayern.info
Regionalgruppe Pfaffenwinkel: Wolfgang Taffertshofer, Tel.: 08847/804, 
Regionalgruppe Chiemgau-Inn Salzach: Andreas Remmelberger,
Tel.: 08679/6474, Fax: 08679/9130145, Ute Gasteiger, Tel.: 08039/1635
Landshut-Vilstal: Josef Schmidt, Tel.: 08742/8039
Franken: Gabriel Deinhardt, Tel.: 09194/8480

Sachsen/Thüringen
Landesverband: Jörg Klemm, Trassenweg 25, 09638 Lichtenberg,
Tel.: 037323/50129, Fax: 037323/15864

Landeskontakte

Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V.

Bundesgeschäftstelle:
Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm, Tel.: 02381/9053171, Fax: 02381/492221,
E-Mail: info@abl-ev.de 
Bankverbindung: KSK Wiedenbrück BLZ 47853520 Kto: 2017838
Bundesgeschäftsführer: Georg Janßen, c/o Gewerkschaftshaus, Heiliggeiststraße 28,
21335 Lüneburg, Tel.: 04131/407757, Fax: 04131/407758

Interessengemeinschaft gegen die Nachbaugesetze und Nachbaugebühren:
Adi Lambke, Tel.: 05864/233;  Anneliese Schmeh, Tel.: 07553/7529

Interessengemeinschaft Boden: 
Mecklenburg: Franz-Joachim Bienstein, Tel./Fax: 03841/791273; Brandenburg: Bernd Hüsgen,
Tel.: 033704/66161, Fax: 033704/66162

Netzwerk gentechnikfreie Land- und Lebensmittelwirtschaft: 
c/o Gewerkschaftshaus, Heiliggeiststraße 28, 21335 Lüneburg,
Tel.: 04131/400720, Fax: 04131/407758, E-Mail: gentechnikfreie-regionen@abl-ev.de

Bundeskontakte

Mitgliedsantrag

Ich möchte Mitglied in der AbL werden und (Zutreffendes bitte ankreuzen)

❑ Ich zahle den regulären Mitgliedsbeitrag von 89,00 €
❑ Wir bezahlen den Mitgliedsbeitrag für Ehepaare und Hofgemeinschaften von 124,00 €
❑ Ich bin bereit, als Fördermitglied einen höheren Beitrag von __________€ zu zahlen
❑ Als Kleinbauer, Student, Renter, Arbeitsloser zahle ich einen Mitgliedsbeitrag von 34,00 € 
❑ Ich beantrage als Unterstützer/in einen Mitgliedsbeitrag von 59,00 €
❑ Ich abonniere die Unabhängige Bauernstimme (bitte Coupon Rückseite ausfüllen)
Der Mitgliedsbeitrag erhöht sich jährlich um einen Euro!

Name, Vorname

Straße

PLZ, Wohnort

Telefon/Fax E-Mail

Zahlungsweise des Mitgliedsbeitrags:
❑ Nach Erhalt der Rechnung
❑ Ich erteile Ihnen eine Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich Sie widerruflich, den von mir zu entrichtenden 
 Beitrag bei  Fälligkeit zu Lasten meines Kontos einzuziehen.

Konto-Nr.:

BLZ:

Bank:
Die Mitgliedschaft verlängert sich automatisch um ein weiteres Jahr, wenn 
nicht  spätestens 14 Tage vor Ablauf gekündigt wird. Ich bin damit einver-
standen, dass die Deutsche Bundespost im Falle einer Adressänderung die 
neue Adresse an die AbL weiterleitet.

Datum Unterschrift

 

Zukunftsforum Ländliche Entwicklung

auf der IGW 2008

22. und 23. Januar 2008 im ICC/Berlin

Ländliche Entwicklung in Ostdeutschland – 

statt Landflucht
Perspektiven für eine bäuerliche Landwirtschaft 

Das Programm:
Begrüßung und Einführung:  

 Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf, AbL Bundesvorsitzender 

Erfahrungsbericht eines Existenzgründers: Franz-Joachim Bienstein,

  Landwirt  in  Mecklenburg-Vorpommern

Ein Rückblick auf die agrarpolitische Rahmensetzung seit 1989: 
 Dr. Jörg Gerke, Agrarwissenschaftler und Landwirt in Mecklenburg-Vorpommern 

Erwartungen junger Menschen an die ländliche Entwicklung in Ostdeutschland:  

 Dr. Monika Putzing, SOESTRA, Berlin

Beispiele, die Mut machen. 3 Kurzportraits 

 - Neuland-Markenfleischprogramm: Landwirt Helmut Peters 

 - Arbeitsplätze und Wertschöpfung in der Region: Ökodorf Brodowin

 - Gentechnikfreie Regionen: Annemarie Volling AbL 

Abschluss-Podiumsdiskussion



: für Menschen
 Zutreffendes bitte ankreuzen:
❑  Ich möchte die BAUERNSTIMME abonnieren (36,– € im Jahr). In begründeten Fällen kann 

auf jährlichen Antrag für Kleinbauern, -bäuerinnen, Arbeitslose, SchülerInnen und Stu-
dentInnen der Abo-Preis auf 26,– € gesenkt werden.

❑ Ich abonniere die BAUERNSTIMME zum Förderpreis von 60,– € im Jahr.

❑  Ich möchte die BAUERNSTIMME zum Jubiläumspreis von 15,– € bzw. 30,– €

für ❑ 6 oder ❑ 12 Monate verschenken.

❑  Ich abonniere die BAUERNSTIMME zum einmaligen Schnupperpreis von 6,– € für drei 
Ausgaben (nur gegen Vorkasse: Bar, Scheck, Briefmarken).

 Zustelladresse Bei Geschenkabos Adresse des Auftraggebers

 Name, Vorname Name, Vorname

 Straße Straße

 PLZ, Ort PLZ, Ort

 evtl. Telefon für Rückfragen evtl. Telefon für Rückfragen

01/2008

 Zahlungsweise des Zeitungsabos:

❑  Nach Erhalt der Rechnung

❑ Mit beiliegendem Scheck

❑  Ich erteile Ihnen eine Einzugsermächtigung.

  Hiermit ermächtige ich Sie widerruflich, den von mir zu entrichtenden Betrag bei Fälligkeit zu Lasten meines 
Kontos einzuziehen.

 Konto-Nr. BLZ Bank

  Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr (außer bei Geschenkabos), wenn es nicht spätestens vier Wo chen 
vor Ende des Abozeitraums gekündigt wird.

  Ich bin damit einverstanden, dass die Deutsche Post AG im Falle einer Adressänderung die neue Adresse an die 
Abo-Verwaltung weiterleitet.

  Widerrufsrecht: Ich weiß, dass ich meine Bestellung innerhalb einer Woche ohne Angabe von Gründen 
 schriftlich beim ABL-Verlag widerrufen kann.

 Unterschrift der Abonnentin / des Abonnnenten Datum Beruf
 (bei Geschenkabo Unterschrift des Auftraggebers)

  Bitte senden Sie die Bestellung an: Bauernstimme, Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm
  oder Fax 02381 / 492221

Deutsche Post AG Postvertriebsstück K 12858
AbL Bauernblatt Verlags GmbH
Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm

Grün sucht sexy
Auf dem Mars sind alle Männchen grün. Das hat nun den Bauern gerade noch gefehlt: Nachdem sie ob 

des wirtschaftlichen Aufschwunges wieder Anerkennung in der Gesellschaft finden, kommt so eine primitive Kuppelshow 
im Fernsehen und macht Landwirtschaft auch noch irgendwie populär. „Wir sind in“, diagnostizierte unlängst ein Jungbauer im 

Magazin stern auf einer Jungbauernparty. Acht Millionen Leute gucken dem Landleben und der Landliebe allmontäglich auf RTL zu, die 
Bildzeitung enthüllt entrüstet amüsante Schummelleien (Sie mussten sich küssen, der Rinderwirt hat gar keine Rinder), die übrigen Zeitungen 

schlagen sich um die Analyse (Werden die Probanden nun verballhornt oder weichgezeichnet? Ist die Moderatorin liebenswert oder doof? Werden hier 
überholte Geschlechterrollen zementiert oder der Sehnsucht nach Neo-Konservativismus Rechnung getragen? Gucken die Leute aus Sehnsucht nach Exotik 

und Entsetzen oder weil sie sich selber wiederfinden? „In den ersten Staffeln gab es noch knackige Männer, jetzt gibt es nur noch die Schwervermittelbaren“ 
gegenüber „Die Kandidaten sind eine Bandbreite der Gesellschaft“). Selbst wenn der Ruhm zweifelhaft ist, jeder Werbefutzi wäre sicherlich begeistert, wenn sein 
Produkt nicht nur toll wäre, sondern ihm auch noch ein Hauch von verrucht und exotisch anhaften würde, es würde damit sogar sexy, dem angeblich wichtigsten 
Verkaufsargument. Landwirtschaft wird Popkultur, cool! Ein bisschen uncool kommt da die harrsche Attacke von Gerd Sonnleitner rüber: „Sie (die Sendung) gibt 
ein dümmliches und falsches Klischee wieder. Mit der Realität hat das alles nichts zu tun.“ Und sogar Bundesminister Horst Seehofer hat noch was dazu mit-

zuteilen: „Aus meiner Sicht ist das ein Schmarrn, der moderne Bauer ist selbstbewusst, umweltbewusst, ein dynamischer Unternehmer.“ Wie als hätten sie 
sich abgesprochen, präsentiert das Magazin top agrar kurz danach die Realität. Strahlende Agrarwirtschafts-Paare, die natürlich betriebliche Entschei-

dungen gemeinsam fällen, die Erziehungsarbeit gemeinsam bewältigen, gemeinsam an einem Strang für den Erhalt des Hofes ziehen. Die Frisuren 
sitzen, das Selbstbewusstsein der modernen, dynamischen Unternehmer leuchtet aus den Fotos. Leider beschleicht den Betrachter das 

Gefühl, hier in ein mindestens genauso kitschiges Klischee geraten zu sein wie bei RTL. Tragischerweise kommt nun der Punkt, 
an dem man sich eingestehen muss, dass nie grüne Männchen, geschweige denn irgendwelche Männchen überhaupt 

auf dem Mars gefunden wurden. Sollte es also auch mit den Bauern so sein, dass es gar nicht die 
Bauern gibt? Am Ende sind es womöglich alles nur Menschen. cs


